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Mit den Herausforderungen 
der Zeit konfrontiert 
VIer Jahrzehnte Akademiearbeit 

Blick auf den Garten und einen Tell der Gebäude der Akademie fOr Politische Bildung, 
die ihren Sl1z in herrlicher Lage direkt am Starnberger See in Tutzlng hat. 

Von Hans Friedrich 

1957 gründete der Bayerische Land· 
tag durch Gesetz die Akademie für 
Politische Bßdung. Den Gesetzesent­
wurf brachte die Regierung Wilhelm 
Boegners (SPD) eJn, die sich auf eine 
"VIerer-Koalition" aus SPD, Bayern­
partei, BHE und FDP stützte. In der 
Sache wardas Projekt einer Akademie 
für Politische Bildung aber kein aus­
schließliches Anliegenjener KoaHtlon, 
die in einer einmaligen und kurzfristi­
gen Kraftanstrengung die CSU auf die 
Oppositionshinke des Bayerischen 
Landtags venetzt hatte. · 
Der Grundgedanke einer überparteilichen 
Akademie war schon länger im Gedan­
kenaustausch zwischen Wissenschaftlern 
verschiedener Disziplinen und Politikern 
unterschiedlicher Richtungen entwickelt 

und diskutiert worden. Abzulesen ist dies 
auch an den Namen der Gründungs­
twratoren: z.B. Prof. Arnold Bergstraes­
ser (Freiburg), Prof. Romano Guardini 
(München), Prof. Hans Nawiasky (Würz­
burg), Hanns Seidel (CSU), Pranz Heubl 
(CSU), Waldemar von Knoeringen 
(SPD), Hildegard Hamm-Bt11cher (FDP) 
und anderen. 
Die Idee hatte .Amold Bergstraesser in 
Umlauf gesetzt, der es auch sonst für drin­
gend nötig hielt, die Politikwissenschaft 
nicht nur in denUni versitäten zu etablie­
ren, sondern auch Einrichtungen im ge­
sellschaftlichen Raum zu schaffen, die fi1r 
einen ständigen Austausch zwischen 
Politikwissenschaft und wichtigen gesell­
schaftlich-politischen Bereichen sorgen. 
Seiner Initiative ist zum Beispiel auch die 

(Fortsetz14ng auf Seite 3) 

Editorial 
Liebe Leserin! 
Lieber Leser! 

Wollte eine Akademie sich ausruhen, 
wäre ihre Existenzgrundlage sofort 
dahin. Akademien existieren ja nicht 
als äußerliche Gehäuse, sondern- ver­
steht man ihre innere Idee recht - als 
sich ständig erneuernder Ort geistiger 
Aus$andersetzung. Das gilt auch ft1r 
ein "politisches" Haus. Denn es gibt 
kein ärgeres Mißverständnis als jenes, 
daß Geist und Politik miteinander 
nichts zu tun hätten -ein Mißverständ­
nis, welches sofort ernsthafte Bemü­
hungen politischer Bildung provoziert. 
Die Antike wußte noch, daß ein dem 
Politischen zugewandtes Leben und 
Denken die für das Normalwesen 
höchste erreichbare Lebensfonn dar­
stellte. Von dieser Einschätzung ist 
heute nicht mehr allzu viel übrig ge­
blieben - zum allgemeinen Schaden. 
Dabei stehen wir vor Umbrüchen, die 
aller intellektueller Anstrengung wert 
sind. Wie werden wir leben? Was 
bleibt von der Arbeitsgesellschaft? 
Entwickeln wir eine neue Bürger­
kultur? Erleben wir eine Renaissance 
der Selbstverantwortung? Welche Rol­
le bleibt dein Staat? Weder in der po­
litischen Tagesbetriebsamkeit noch im 
Reizklima der Medien wird sich Ori­
entierung finden lassen. Wrr brauchen 
Orte, an denen sich Argumente und 
Diskurse noch aushalten und noch 
durchhalten lassen, statt vor ~it- und 
Opportunitätszwängen zu kapitulie­
ren. Wrr brauchen Akademien, die auf 
der Höhe der ~it sind. 
Jetzt entscheidet sich, ob dieser Aka­
demie in zehn Jahren bescheinigt wer­
den kann, sie habe ihre Aufgabe er­
füllt, die wirklich wichtigen Fragen 
rechtzeitig und hilfreich zu 
thematisieren. 

Prof. Dr. Heinrich Oberreuter 
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(Fortsetzung von Seite 1) 

Gründung der Stiftung Wissenschaft und 
Politik in Ebenhausen zu verdanken. 
Dem überparteilichen Charakter der Aka­
demie wäre es angemessen gewesen, 
wenn der Landtag das 
Gründungsgesetz im 
Einvernehmen aller 
Parteien eingebracht, 

40jähriges Jubiläum der Akademie 

die gerade erst gegründete Hochschule 
für Politik in München oder den Politi­
schen Club der Evangelischen Akademie 
engagierten und fürchteten, die neu zu 
gründende Akademie werde ihren Ein­
richtungen "das Wasser abgraben", das 

Württemberg, hatte sich als überzeugter 
Humanist und engagierter Katholik einen 
Namen gemacht. Er war ein ausgewiese­
ner Fachmann der musischen, der litera­
rischen und der historisch-politischen 
Bildung. Er gehörte zu jenen Schulpäda-

beraten und beschlos­
sen hätte. Das parla­
mentarische Klima 
war aber in den Zei­
ten der Vierer-Koali­
tion derart belastet 
und gereizt, daß man 
nicht auf eine Ver­
ständigung aller Frak­
tionen hoffen konnte. 
In dieser Situation sah 
Waldemar von Knoe­
ringen nur eine Mög­
lichkeit, das gemein­
same Projekt voran­
zutreiben: Das Aka­
demiegesetz als Re­
gierungsvorlage des 
Kabinetts Hoegner 
über die parlamentari­
schen Hürden zu brin­
gen in der Hoffnung, 
daß sich die Akade- Gäste der Akademie haben die Möglichkeit, die schöne bayerlsche Landschaft zu genießen: Vom haus­
rnie nach ihrer Grün- eigenen Steg bietet sich der beste Blick Ober den Starnberger See. 
dung durch die sub-
stantielle Garantie ihres überparteilichen 
Charalcters und durch die Qualität ihrer 
Arbeit allseits Anerkennung verschaffen 
werde. Überparteilichkeit und Unabhän­
gigkeit der Akademie sollten ihre Rechts­
form gewährleisten: Anstalt des öffentli­
chen Rechts mit dem Recht der Selbst­
verwaltung. Deren wichtigstes Aufsichts­
organ, das Kuratorium, besteht aus fünf­
zehn Mitgliedern: Vertreter der Land­
tagsparteien, des öffentlichen Lebens, der 
Wissenschaft und des Bildungswesens. 
Sie werden vom Ministerpräsidenten, 
dem Vorsitzenden der stärksten Opposi­
tionspartei ~deinem Vertreter der baye­
rlachen Rektorenkonferenz berufen. Mit 
der Ausarbeitung der Regierungsvorlage 
war in der Staatskanzlei ein junger Ver­
waltungsjurist beauftragt: Dr. Hans-Jo­
chen Vogel. 
Es sei arn Rande vermerkt, daß zu den 
Gegnern des Projekts nichtnur jene Kräf­
te gehörten, die das Kabinett der Vierer­
koalition kompromißlos bekämpften, 
sondern auch Persönlichkeiten der poli­
tischen Bildung, die sich zum Bclspiel fi1r 

heißt Fördennittel entziehen und Publi­
kum abwerben. Eine verdeckte Form 
staatlicher Bevormundung befürchteten 
außerdem auch näger der freien Erwach­
senenbildung, zu deren Sprecher sich der 
damalige Präsident des Bayerischen 
Volkshochschulverbandes, Dr. Bau­
drexel, machte. 
WenigeMonate nach Verabschiedung des 
Akademiegesetzes, aber noch vor Ernen­
nung des Direktors und vor der Eröffnung 
des Hauses, brach die Viererkoalition 
zusammen. Es war zweifellos dem neu­
en Ministerpräsidenten Hanns Seidel 
(CSU) zu verdanken, daß die Akademie 
die Chance einer Bewährungsprobe er­
hielt. Der spätere Kuratoriumsvor­
sitzende, Ministerialdirektor Dr. Karl 
Böck, war Zeuge und Mitwirkender in 
dieser Entscheidungssituation. 
Mit der Auswahl des ersten Akademie­
direktors setzten Kuratorium und Mini­
sterpräsident einen politisch-pädagogi­
schen Akzent. Oberstudiendirektor Dr. 
Felix Messerschmid, zuletzt Leiter der 
Lehrerfortbildungsstätte Calw in Baden-

gogen, die sich gerade aus konservativer 
Verantwortung zu kontinuierlicher Bil­
dungsrefonn verpflichtet fühlten. Felix 
Messerschmid war ständiges Mitglied, 
schließlich sogar Vorsitzender des Deut­
schen Ausschusses für das Erziehungs­
und Bildungswesen. Verbundenheit und 
Zusammenarbeit mit Romano Guardini 
dürften in diesen Einstellungen ihre 
Grundlage gehabt haben. 
Messerschmid hat das Gepräge der neu­
en Institution vor allem in zwei Punkten 
bestimmt: erstens durch die offene Wahr­
nehmung und Erörterung von Strömun­
gen und Themen der Zeit, ohne die eige­
ne Grundhaltung zu verwischen; zwei­
tens durch unablässige und detaillierte 
Verkündung eines Bildungsverständnis­
ses, in dem politische Bildung ein selbst­
verständlicher und gleichrangiger Teil 
neben der historischen, literarischen, na­
turwissenschaftlichen und ästhetischen 
Bildung ist. Gerade durch die humanisti­
sche Einordnung der politischen Bildung 
nahm er jenen Lehrern und Schulverwal­
tungsbeamten den Wmd aus den Segeln, 
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die in der Politik einen bildungsfremden 
Gegenstand sahen und das Fach Sozial­
kunde als Fremdkörper ablehnten. Er eta­
blierte damit die sozialkundliebe und zeit­
geschichtliche Lehrerweiterbildung an 
der Akademie, die bis zum heutigen Tag 
einen festen Bestandteil der Akademie 
ausmacht. 
Der Standort Tutzing ist zuflUlig gewählt 
worden. Die Landesversicherungsanstalt 
Oberbayern besaß dort am Ortsrand eine 
Schulungsstätte, die ihr zu klein gewor­
den war. Wegen der günstigen und schö­
nen Lage entschloß sich das Kuratorium 
zur Miete, obwohl die Beengtheit der 
baulichen Verhältnisse nicht zu überse­
hen war. In jahrelangen Verhandlungen 
zwischenAkademie,LVAundFinanzmi­
nisterium gelang es nicht, das Anwesen 
zu erwerben. Die Kuratoriumsvorsitzen­
den (Rollwagen, Böck) konnten jedoch 
die Errichtung eines Wohnhauses für 
Akademiebedienstete (1962) und eines 
Gästehauses für Tagungsteilnehmer 
(1972) erreichen. 
Als die Akademie gegründet wurde, be­
fanden sich die Sozialwissenschaften, 
besonders die Politilcwissenschaft, an vie­
len deutschen Universitäten noch im 
Aufbau. Die wissenschaftliche Erschlie­
ßung der Zeitgeschichte, das hieß damals 
der Geschichte der Weimarer Zeit und der 
nationalsozialistischen Diktatur, kam erst 
langsam in Gang. Die ersten Dozenten 
der Akademie, meistens jüngere Wissen­
schaftler, standen deshalb vor zwei Auf­
gaben: Sie hatten neue Ergebnisse, neue 
Methoden und neue Einsichten zu refe­
rieren, mußten sich aber auch den Fra­
gen einer adäquaten Unterrichtsdidaktik 
dieserneuen Sachgebiete stellen. Da viele 
dieser Probleme aus fachwissenschaftli­
eber Sicht nicht kurz und bundig zu be­
antworten waren, wurden sie zu Themen 
eigens angesetzter wissenschaftlicher und 
bildungspolitischer Fachkonferenzen. 
Diese wissenschaftlich-pädagogischen 
Konferenzen zu Grundfragen politischer 
Bildung haben die Akademie für Politi­
sche Bildung in Thtzing über die Gren­
zen Bayerns hinaus bekanntgemacht 
Nach zwei Amtsperioden trat Felix 
Messerschmid 1970 in den Ruhestand. 
Das Kuratorium wählte Prof. Dr. Man­
fred Hättich (zuletzt Universität Mainz) 
zum Nachfolger. Diesiebziger Jahre wa­
ren auch in der Akademie für Politische 
Bildung geprägt durch das lebhafte öf­
fentliche Interesse an politischen Themen 
(z.B. Ostpolitik der sozialliberalen Regie­
rung in Bonn), an gesell.schaftskritischen 
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Strömungen (,,Kritische Theorie", APO) 
und an vielversprechenden neuen Ansät­
zen in den Gesellschaftswissenschaften, 
in der Pädagogik und in politikwissen­
schaftlichen Fachrichtungen (z.B. Sy­
stemtheorie, Zukunftsforschung, Lern­
theorie, Curriculumwissenschaften, 
Kommunikationswissenschaften). Neben 

schaften waren durch Volk:mar Gabert, 
Jürgen Böddrich und Senator Ludwig 
Linsert (nach dessen Tod Senator Roth), 
die CSU durch Fritz Pirkl, Iogeborg 
Geisendörfer, Ursula Männle u.a. reprä­
sentiert. 1 988 löste Hans Maier Dr. Karl 
Böck im Vorsitz ab. Seit 1993 ist Prof. 
Heinrich Oberreuter Direktor. 

Mehrere Tagungsräume stehen in der Akademie zur VerfOgung. Sie bieten alle Mög­
lichkeiten derWissensvermittlung. 

der Fortsetzung und Intensivierung be­
währter Arbeitsformen (Lehrer­
weiterbildung, Lehrplankonferenzen, 
Seminaren fi1r Gruppen der Erwachse­
nenbildung) erweiterte sich das Arbeits­
gebiet der Akademie auf neue interdiszi­
plinäre Fachkonferenzen (Medien- und 
Kommunikationswissenschaften, Wirt­
schafts-und Sozialpolitik, Sicherheitspo­
litik und internationale Entwicklungen, 
,.Dritte Welt''). Ebenso erweiterte sich das 
Teilnehmerspektrum (z.B. Femsehjour­
nalisten, Sozialpädagogen, Offiziere, 
Wirtschaftsgruppen). Offenheit, sachbe­
zogene Gesprächsführung und nüchter­
ne Standortbestimmung wurden zu Merlc.­
malen der Akademieveranstaltungen, die 
dem prägenden Einfluß Manfred Hättichs 
zu verdanken sind. 
Auch im Kuratorium der Akademie gab 
es im Lauf der Jahre personellen Wech­
sel. Den Vorsitz des Kuratoriums führte 
lange Jahre Ministerialdirektor Dr. Karl 
Böck. Die Wissenschaft vertraten im 
Kuratorium Otto B. Roegele (München), 
Hans Maier (Munchen), Wemer Mangold 
(Erlangen/Nümberg). SPD und Gewerk-

Die Akademiearbeit wird zur Zeit weni­
ger bestimmt durch öffentlich ausgetra­
gene wissenschaftliche Kontroversen und 
Wahrheitsansprüche (wie z.B. noch im 
,,Histori.kerstreit"), sondern hauptsäch­
lich durch Orientierungs- und lnfonnati­
onsbedürfnisse, die durch beunruhigen­
de gesellschaftliche, wirtschaftliche und 
politische Entwicklungen verursacht wer­
den. Dazu gehören struktureller Wandel 
der Wlrtschaft und strukturelle Arbeits­
losigkeit, Anpassungsprobleme durch die 
Europäische Vereinigung, Kommunika­
tionstechnik, Datenverarbeitung und 
Medienpolitik, Sozialprobleme (,.neue 
Annut") und Rechtsextremismus. Be­
herrschende Themen sind natürlich seit 
1989 der Zusammenbruch des Ostblocks, 
die Deutsche Einheit und die Europäische 
Union mit spezifischen Wirtschafts­
problemen (Globalisierung). 
Die gesellschaftlichen Voraussetzungen 
politischer Bildungsarbeit in der Akade­
mie lassen sich also mit den Gründeljah­
ren nicht mehr vergleichen. Geblieben ist 
aber die Aufgabe der Akademie, sich den 
Herausforderungen der Zeit zu stellen. 
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Geistig-pädagogisches Kraftzentrum 
Erste Lesung des Akademiegesetzes Im Bayerischen Landtag 

Politische Bildung als Notwendigkeit 
für den Fortbestand der Demokratie -
diese 'Oberlegung war einer der Grün­
de für den Vorscblag, in Bayern eine 
Akademie fUr Politische Bildung zu er­
richten. Die Erste Lesung des Geset­
zes über die Errichtung einer Akade­
mie türPolitische Bildung fand am 24. 
April 1956 statt. Im Auftrag der Ko­
alitionsparteien sprach sich dabei Dr. 
Hildegard Hamm-Brficher (FDP) 
nachdrficldlch ff1r die Errichtung der 
Akademie aus: 
Der Gesetzentwurf zur Gründung einer 
Akademie für Politische Bildung ist das 
Ergebnis sorgfllltiger Beratungen und 
Vorarbeiten, die sich fast über ein ganzes 
Jahr erstreckt haben. 
Die Koalitionsparteien sind sich bei ih­
ren Bemühungen von allem Anfang an 
klar gewesen, daß das Anliegen derpoli­
. tischen Bildung niemals Sache der Ko­
alition oder Opposition sein darf, sondern 
eine gemeinsame Aufgabe für alle ist, die 
in- und außerhalb des Parlaments demo­
kratische Verantwortung tragen. 
Der vorliegende Entwurf ist - vor allem, 
was den Aufbau und die Organisation der 
Akademie anbelangt- in allen Einzelhei-

Die damalige Landtags­
abgeordnete Dr. Hllde­
gard Hamm-BrOcher 
(FDP) 1956. 

ten wohler­
wogen und 
begründet. 
Trotzdem be­
deutet er uns 
nicht unbe­
dingt der 
Weisheit 
letzten 
Schluß, und 
die Koalition 
wird sich bei 
den Einzel­
beratungen 
zweckmäßi­
gen Abände­
rungs- und 
Ergänzungs­

vorschlägen nicht verschließen. 
Weshalb ist es nun der Koalition und 
weshalb muß es uns allen so ernst sein 
mit dieser politischen Bildung? - Zum 
zweiten Mal schaffen wir einen demokra­
tischen Staat nach einem total verlorenen 
Krieg auf einem nicht natürlichen Weg, 
nämlich von oben, durch Verfassung und 
Gesetze, während die Demokratien an­
derer Länder von unten organisch durch 
Erfahrung, Übereinkunft, Einsicht und 

Tradition gewachsen und gereift sind. 
Hier liegen die Gefahren für den Bestand 
der westdeutschen Demokratie. Einmal 
sind es diese gewachsenen Formen des 
demokratischen Zusammenlebens, die 
uns so sehr fehlen und deren Fehlen un­
sere Staatsform für so viele Mitmenschen 
unglaubwürdig macht; zum anderen ist 
es die allbekannte gefährliche Gleichgül­
tigkeit gegenüber dem politischen Ge­
schehen; die die Politik und die Politiker 
spürbar von den Staatsbürgern isoliert, in 
deren Dienst sie doch arbeiten und wir­
ken sollen. 
Es ist deshalb die erste und wichtigste 
Aufgabe jeder politischen Bildung, das 
"Wesen des Demokratischen" - wie es 
einmal genannt wurde - anschaulich zu 
machen und ein lebendiges Verhältnis 
zwischen dem Staatsbürger und den po­
litischen Binrichtungen des Staates her­
zustellen und zu pflegen. 
Diesen Auftrag nun soll die geplante 
"Akademie für Politische Bildung'' erhal­
ten. Sie soll keine Schule, keine Hoch­
schule oder Volkshochschule herkömm­
licher Ait sein, sondern ein geistig-päd­
agogisches Kraftzentrum für die gesam­
te politische Bildungsarbeit 

Politischen Unverstand beseitigen 
Minlsterprlsldent Seidel zur Eröffnung der Akademie 

Das Gesetz über die Errichtung einer sozialistischen Regimes gehörten nicht ständig gelöst wurde. Es ist uns aber in 
Akademie für Politische Bildung wur- nur die Trümmer zerbombter Häuser und all diesen Jahren eine wertvolle Einsicht 
de schon am 27. Mai 1957 verabschle- zerstörter Arbeitsplätze, sondern es ge- zugewachsen: die Einsicht nämlich. daß 
det, eröffnet wurde die Akademie je- hörte dazu auch ein Volk, das durch jah- vor allem die Ursachen des politischen 
doch erst am 21. Februar 1959 im Rah- relange unermüdlich hämmernde Propa- Unverstandes, der den 30. Januar 1933 
men eines Festaktes ln der Aula der ganda, durch Verlockung und Zwang ver- ermöglicht hat, beseitigt werden müssen, 
Universität München, wo sich die po- führt und das des selbständigen politi- wenn der Bestand und die Zukunft des 
Iltisehen Größen Bayerns trafen. Die sehen Denkens entwöhnt war. demokratischen Staates und der von ihm 
staatspolitische Bedeutung der Polltl- So stellte sich damals die Hinführung des gewährleisteten Freiheit gesichert werden 
sehen Bildung und die "lohnende Auf- politischen Volkes zu politischer Verant- sollen. Oder mit anderen Worten ausge­
gabe'' der Akademie betonte der Baye- wortung, zur Mitarbeit am politischen drückt: Die politische Bildung des Staats­
rische MJnfsterpriisldent, Dr. Hanns Leben und das damit in engem Zusam- bürgers muß so sein, daß er verfiihreri­
Seidel: menhang stehende Ringen um das Ver- sehen Schlagworten und demagogischen 
Als sich 1945 jener beispiellose Zusam- trauen der übrigen Völker als eine Auf- Parolen- ganz gleich, aus welcher Rich­
menbruch vollzog, zu dem eine zwölf- gabe, die wahrhaftig nicht weniger be- tung sie kommen- nicht kritiklos verfal­
jährige Diktatur und eine militärische deutsamund mindestens ebenso schwie- len kann. Die Kenntnis der Grundlagen 
Niederlage ohnegleichen geführt hatten, rig war wie der wirtschaftliche Wieder- unseres staatlichen Lebens soll ihn fähig 
war ein politisches Bewußtsein der Deut- aufbau. machen, Angriffe auf die freiheitliebe 
sehen kaum mehr zu spüren. Wir wagen nicht die Behauptung, daß demokratische Grundordnung als solche 
Zu der Hinterlassenschaft des national- diese Aufgabe befriedigend oder gar voll- zu erkennen und das Seine zur Wahrung 
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der verfassungsmäßigen Ordnung beizu­
tragen. Es muß wohl noch ein Weiteres 
hinzukommen. Wenn die Demokratie le­
bensfähig sein soll, muß im Staatsbürger 
das Bewußtsein geweckt werden, daß er 
persönlich dazu aufgerufen ist, durch sei­
ne freie Willensentscheidung an der Ge­
staltung des politischen Lebens mitzuwir­
ken, sei es durch die Ausübung des akti­
ven Wahlrechts, sei es durch die Über­
nahme öffentlicher Ämter und die Mit­
arbeit in parlamentarischen Gremien. Die 
Menschen zur Verantwortungsbereit­
schaft gegenüber der Gemeinschaft her­
anzubilden, ist wohl ein Kernstück der 
Erziehungsarbeit an unserer Jugend und 
darüber hinaus jeder Art von politischer 
Bildung. 
Die Zusammenarbeit mit allen Organisa­
tionen und Einrichtungen, die sich auf 
dem Gebiet der politischen Bildung be­
tätigen, ist nicht die unwesentliche Auf­
gabe der Akademie für Politische Bildung 
, die nach dem Willen des bayerischen 
Gesetzgebers sozusagen als Mittelpunkt 
aller sich um die politische Bildung be­
mühenden Kräfte hinzugekommen ist 
und zu deren feierlichen Eröffnung wir 
uns heute hier zusammengefunden haben. 
Mit dem Gesetz über die Errichtung ei­
ner Akademie für Politische Bildung von 
27. Mai 1957 hat der Bayerische Land­
tag die Grundlage für den Aufbau dieser 
Einrichtung geschaffen, deren Aufgabe 
es ist, die politische Bildung in Bayern 
auf überparteilicher Grundlage zu fördern 
und zu vertiefen und so der Festigung des 
Gedankengutes der freiheitlichen demo­
kratischen Staatsordnung zu dienen. Über 
die Notwendigkeit und Wichtigkeit der 
politischen Bildung bestand in Bayern 

unter den Parteien Übereinstimmung; le­
diglich über die Möglichkeiten und die 
Wege zur bestmöglichen Erreichung des 
Ziels gingen die Auffassungen auseinan­
der, und deshalb ging dem Gesetz eine 
lange und lebhaft, ja manchmalleiden­
schaftlich geführte parlamentarische Dis­
kussion voraus. Gerade aus dieser Tatsa­
che kann ersehen werden, welche Bedeu­
tung die politischen Parteien unseres Lan­
des dem Thema "Politische Bildung" 
beigemessen haben. 
Nun haben wir die Akademie in der Form 
und mit dem Auftrag, wie sie durch Mehr­
heitsbeschluß des Landtags festgelegt 
wurde, und es ist deshalb unsere Pflicht 
geworden, sie mit allen Kräften zu un­
terstützen. Wir wollen dies so wirksam 
und gewissenhaft wie möglich tun. Der 
Erfolg der Arbeit der Akademie wird al­
lerdings in einem sehr weiten Gmfang 
davon abhängen, ob es ihr gelingt, den 
Staatsbürger über die Vermittlung des 
grundlegenden Wissens hinaus zur Mit­
gestaltung und Mittrageng der Verant­
wortung aufzurufen Die Abwendung von 
einer rein abstrakten Staatsbürgerkunde 
und die Hinwendung zu dem realen poli­
tischen Geschehen - ich meine damit hier 
nicht zur Tagespolitik - scheint mir des­
halb besondere Betonung zu verdienen, 
weil der deutsche Geist auf dem Gebiet 
der Staatskunde eine Neigung zum theo­
retischen Denken besitzt - wie Kant, He­
gel, Pichte und viele andere große Na­
men beweisen - und einen Hang zum 
Doktrinären und bisweilen sogar zum 
Utopischen; ich darf zum Beweise dafür 
nur auf die vielen Lehrer und "-ismen" 
hinweisen, die im Laufe der Generatio­
nen nicht nur das eigene Vaterland, son-

Ein schweres Werk 
Der erste Akademiedirektor bei der Eröffnung 

dem. wie etwa der marxistische Sozia­
lismus, die Welt zu erschüttern vermoch­
ten. 
Noch eine andere Überlegung scheint mir 
wichtig zu sein. Die politische Reife und 
Mündigkeit, die Ziel aller politischen 
Bildung sein muß, kann nicht nur durch 
die Anwendung der neuesten histori­
schen, pädagogischen und psychologi­
schen Erkenntnisse - mit denen sich die 
Akademie zwar eingehend wird befassen 
müssen - vermittelt werden; die Errei­
chung dieses Zieles verlangt vielmehr 
auch ein bewußtes Erleben, das heißt ein 
Verstehen und selbständiges kritisches 
Werten des Geschehens in der jüngsten 
Vergangenheit und der Gegenwart. 
Ich wollte nur darauf hinweisen, daß die 
Aufgaben, vor die sich der Direktor und 
das Dozentenkollegium der Akademie 
gestellt sehen, nicht leicht sind. Sie er­
fordern ein zielbewußtes, zähes Arbeiten 
und verlangen den Einsatz aller Kräfte. 
Sie werden auf der anderen Seite aber 
auch den Mitarbeitern der Akademie das 
Gefühl geben, mit einer staatspolitisch 
bedeutsamen, lohnenden Aufgabe betraut 
zu sein und an verantwortlicher Stelle zur 
Festigung unserer freiheitlich-demokra­
tischen Ordnung beitragen zu dürfen. 
Die Staatsregierung, das Kuratorium und 
der Beirat der Akademie werden dem 
Direktor und den Dozenten bei ihrer Ar­
beit jede mögliche Unterstützung ange­
deihen lassen. Mit diesem Versprechen 
wünsche ich der Akademie für Politische 
Bildung, der vom Gesetzgeber ein hohes 
Maß von Selbständigkeit gewährt und 
damit eine erhebliche Verantwortung 
übertragen wurde, ein erfolgreiches Ar­
beiten. 

Die Akademie hatte ihre Arbeit bereits werden. Bildung gibt es nur als geordne- gebrochen hat und entschlossen ist, die-
mehrere Monate vor der offiziellen ten Zusammenhang des persönlichen se Überlieferung nicht zuzulassen, ist der 
Eröfrnung aufgenommen. Ente Erfab- Bereichs mit allen wesentlichen Berei- Bildung der Auftrag zugefallen, den Be-
rungen waren also schon gesammelt, eben des Daseins. Politische Bildung stand unserer Kultur von innen zu si-
als der ente Direktor der Akademie, wäre demnach im Ansatz verfehlt und ehern, indem sie die Wirklichkeit geistig 
Dr. Fellx Messenchmld, seine ErötT- glitte dann notwendig in bloße Kunde und bewältigt. Das kann ihr nur gelingen, 
nungsrede hielt: in reine Schulung ab, wenn sie nicht ver- wenn sie sich der Herausforderung offen 
Der Ausdruck "Politische Bildung" er- standen und aufgebaut würde als uner- stellt, die an unsere Kulturgemeinschaft 
scheint ja doch noch sehr vielen als ein läßlicher Teil einer jeden menschlichen ergangen ist und der gegenüber sie sich 
Widerspruch in sich selbst. DerName der Bildung heute. In einer Welt, die zu ei- aus der wirkenden Überlieferung behaup-
Akademie drückt den Anspruch aus, po- nem sehr großen Teil mit dem von der ten und erneuern muß. In dieser Lage ist 
litische Bildung könne nicht als isolierte jüdischen, antiken undchristlichen t'ber- die Bildung zu einer elementaren politi-
Aufgabe begriffen und unternommen Iieferung geformten Bild des Menschen sehen Existenznotwendigkeit geworden. 
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Sie kann nicht in der Aufrechterhaltung 
eines abgeschlossenen Bildungsraumes 
bestehen, sie darf sich von den existenz­
erhaltenden oder -zerstörenden Ausein­
andersetzungen dieser unserer Gegenwart 
nicht femhalten; das heißt: sie muß das 
Politische miteinbeziehen. 
Nun ist aber das Politische nicht nur ein 
Zusammenhang von Sach- und Lei­
stungszwecken, den man eben beherr­
schen muß - das auch. Aus dem Sachge­
biet Politik kommt heute eine tiefe Rat­
losigkeit; es ist allgemeines Bewußtsein, 
daß die heute bestimmenden Mächte der­
art übermächtig sind, die Wirkbereiche 
der Politik derart umfassend, die Wrrk­
beziehungen derart kompliziert, daß man 
der politischen Probleme mit bloß politi­
schen Mitteln nicht mehr Herr wird. Es 

bedarf also ganz neuer Methoden; eines 
ursprünglichen, durch keine Ideologien 
verstellten Sehens; eines freieren Urtei­
lens, eines angemesseneren Zugreifens. 
Zugleich müssen in einem demokrati­
schen Staatswesen solche Eigenschaften 
und Fähigkeiten in den staatstragenden 
breiten Schichten entwickelt werden. 
So kommt dem politischen Anteil an der 
allgemeinen Bildung ein Gewicht zu, das 
sie in früheren Zeiten nicht gehabt hat. 
Politische Bildung muß die Kluft schlie­
ßen oder doch überbrücken, die zwischen 
den unmittelbaren Fragen des persönli­
chen Daseins, der individuellen Bildung 
und dem Verständnis der politischen Ein­
richtungen und EntscheidWigen sowie der 
tätigen Anteilnahme an ihnen entstanden 
ist Demokratie steht und fällt mit dem 

Wirksam über Bayern hinaus 

Gelingen oder Mißlingen dieser Brücke, 
die zu bauen Auftrag der politischen Bil­
dung ist. 
Aus diesem Grunde hat Wühelm Flitner 
1955 gefordert "eine höchste Bildungs­
stätte, die nicht in den Universitäten und 
bei den Forschern selber zu finden ist, 
sondern alle an dieser gedanklichen Vor­
arbeit produktiv Beteiligten zusammen­
fassen und sie in einem forschen 
Gesprächskreis vereinigen muß - also 
eine Art Akademie". Wieweit die heute 
zu eröffnende Akademie diesem An­
spruch genügen kann, wie sie überdies 
zur aktiven Bildungsarbeit in enger Zu­
sammenarbeit mit den anderen Institutio­
nen des Landes mit ähnlichem Auftrag 
beitragen kann, wird die Zukunft zeigen. 
Es wird ein schweres Werk sein. 

Lsndtagsprilsident Rudolf Hsnsuer zum zehnjilhrigen Jubilium 

AufzehnJahre 
Tätigkeit, Auf­
bauarbeit und 
Weiterentwick­
lungen konnte 
die Akademie 
für Politische 
Bildung 1968 
zurückblicken. 
Im Plenarsaal Rudolf Hanauer 
des Bayeri-
schen Landtags wurde dieses Jublll­
um am 26. November 1968 mit einem 
Festakt begangen. Dabei sprach unter 
anderem Rudolf Hanauer, der Prllsi­
dent des Bayerischen Landtages. 
Es war in der 100. Vollsitzung der dama­
ligen Legislaturperiode am 27. Mai 1947, 
als in diesem Saal der legislative Schluß­
stein zu diesem Gebäude gelegt wurde, 
dessen Bedeutung sich auch dadurch 
kennzeichnet, daß das Parlament ihm ein 
eigenes Wort der Zielsetzung in Form 
einer Präambel mit auf den Weg gege­
benhat 
Es ist in den zwei Nachkriegsjahrzehnten 
vieles über politische Bildung als Schu­
le der Demokratie gesagt und geschrie­
ben worden. Prof. Dr. Arnold Berg­
strässer von der Universität Freiburg 
sprach am 22. Februar 1956 in diesem 
Saal vor den Abgeordneten des Bayeri­
schen Landtags über das Wesen der poli­
tischen Bildung. Was er vor mehr als 
zwölf Jahren sagte, ist auch heute noch, 

und gerade heute, gültig: "Deutschland 
ist heute gleichsam eine Experimentier­
station, an der sich die Spannungen der 
Welt der Gegenwart unmittelbar äußern. 
In dieser Situation", so meinte der Wis­
senschaftler unter dem Aspekt von Theo­
rie und Forschung, "brauchen wir klare 
Einsichten und gute, auch bewußt gewor­
dene Verhaltensweisen." 
Zu der Mitte der SOer Jahre geplanten 
Akademie für Politische Bildung in Bay­
ern sagte Bergstrll.sser: "Wenn es Ihnen 
gelingt, im Land Bayern eine Akademie 
für Politische Bildung zu errichten, eine 
Akademie, die es möglich macht, mit der 
gegenseitigen Achtung und der gemein­
samen Vorsorge für das gesunde Dasein 
unseres Volkes die Einsicht in die harten 
Tatsächlichkeiten der politischen Situa­
tion der Gegenwart zu verbinden, dann 
werden Sie weit über Bayern hinaus uns 
allen im Südwesten der Bundesrepublik 
Deutschland einen Dienst leisten." 
Es ist die vornehmste Aufgabe einer po­
litischen Bildungsarbeit, und dies gera­
de in unserer heutigen Situation, den ir­
rationalen Weg politischer Utopisten zu­
rückzuft1hren auf den scbmalen und müh­
samen P!ad der politischen Realitäten. 
Hier scheint mir die Akademie für Poli­
tische Bildung eine der wichtigsten Be­
gegnungsstätten zu sein, ein demokrati­
sches Diskussionsforum, in dem neue 
Denkmodelle ftlr die Zukunft erarbeitet 
werden. Bildungsarbeit wird damit zur 

politischen Mitsprache und Mitverant­
wortung geführt. 
So ist eine Akademie für politische Bil­
dung heute nicht in erster Linie eine 
Schule der Demokratie; sie soll vielmehr 
sein ein ragender Leuchtturm, an dem 
sich eine sich neu formierende Gesell­
schaft orientiert. In ihrer politischen For­
schungsarbeit wird die Akademie neue 
Modelle ausarbeiten Wld sie attraktiv und 
wirksam in den politischen Raum stel­
len. 
Einebayerische Akademie für politische 
Bildung hat zudem den Auftrag, die in 
unserem Land besonders wirksamen 
Ordnungsprinzipien des Föderalismus 
siebtbar zu machen. Das ist gerade zum 
jetzigen Zeitpunkt ein höchst aktueller 
Auftrag. Bayern, das ldassische Land des 
deutseben Föderalismus, hat seit dem 
Konvent auf Herrenchiemsee 1948 auf 
die gliedstaatliche Struktur der Bundes­
republik Deutschland einen maßgebli­
chen Einfluß ausgeübt. Es gilt nun, im 
dritten Jahrzehnt unserer bundes­
politischen Gemeinschaft, von Bayern 
aus verstärkt den Blick nach Buropa zu 
richten und von unserem politisch-geo­
graphischen Standort aus auch in der po­
litischen Bildungsarbeit das föderative 
Staatsprinzip zu festigen. Die in Thtzing 
an einem landschaftlich bezaubernden 
Ort beheimatete Politische Akademie 
kann so weit über Bayern hinaus :für Staat 
und Gesellschaft wirksam werden. 
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Nicht nur theoretisches Wissen vermitteln 
Würdigung des Bayerischen Ministerpräsidenten Goppel 

Das zelmjährlge Bestehen war auch fUr 
den Bayerischen MinlsterpräsJdenten, 
Dr. h. c. Alfons Goppel, Anlaß zur 
Würdigung: 
Die Sorge der politisch Verantwortlichen 
wegen der vielfach fehlenden Einsicht in 
die Stellung, die Aufgaben und die Ver­
antwortung des einzelnen im Staat und 
die geringe Verantwortungsbereitschaft 
mancher Kreise unserer Bevölkerung hat 
vor zehn Jahren zur Gründung der Aka­
demie für Politische Bildung geführt. Die 
Akademie sollte als zentrale Tagungs­
und Begegnungsstätte für den Staatsbür­
ger selbst und vor allem für jene Persön­
lichkeiten dienen, die ihrerseits politische 
Bildung weitergeben können und sollen. 
Sie sollte aber auch Ergebnisse der wis­
senschaftlichen Forschung und die Erfah­
rungen der praktischen Politik auswerten 
und sie auf ihre allgemeinen Grundslitze 
zurückführen, so daß sie für alle verwend­
barwerden. 
Es gibt viele Beweise, daß die Akademie 
fUr Politische Bildung in den zehn Jahren 
ihres Bestehens diese Forderungen ver­
wirklicht und sich im bayerischen und 
außerbayerischen Raum hohe Anerken­
nung erworben hat. Die Freude über das 
bisher Geleistete und Erreichte ist An­
sporn für die Aufgaben der Zukunft. Po­
litische Bildung ist nicht nW' das Anlie­
gen derer, denen sie von Amts wegen 

übertragen ist, sondern auch aller, die an 
politischer Macht teilhaben oder daran 
mitwirken, öffentliche Aufgaben zu be­
wältigen. Dies macht die Weite und die 
Bezogenheit des Betätigungsfeldes der 
Akademie für Politische Bildung deutlich. 
Nicht nW' theoretisches Wissen aber ist 
zu vermitteln. Natürlich ist die Kenntnis 
der Verfassung und der Grundzüge der 
rechtlichen und gesellschaftlichen Glie­
derung des Staatswesens die unabding­
bare Voraussetzung dafür, daß die demo­
kratischen Mechanismen mit Leben er­
füllt werden können. Aber noch dringli­
cher ist es, dem Bürger die Erkenntnis zu 
vermitteln, daß es im politischen Leben -
auch in der Demokratie - um Macht und 
um die Möglichkeit geht, ein bestimm­
tes Ordnungsideal in die Wirklichkeit 
umzusetzen. Dieses bestimmte Ord­
nungsideal kann nur eines sein, das alle 
bindet, das daher in dem allen gemeinsa­
men Menschlichen begrUndet ist. Es kann 
aber auch nW' ein Ideal sein, das bei aller 
abstrakten Allgemeinheit auf die beste 
LebenserfUllung des einzelnen gerichtet 
ist. Seine Festlegung und seine ErfUllung 
sind nun einmal in diese Spannung be­
zogen. Im demokratischen Staatswesen 
geht der Wettbewerb darum in fairen For­
men, im Austausch von Argument und 
Gegenargument vor sich - so sollte es 
wenigstens sein -, wobei nW' die Demo-

kratie es unterläßt, eine einzige konkrete 
Verwirklichungsmöglichkeit als allge­
mein verbindlieb zu erklären und alle 
anderen Meinungen zu verfolgen und 
auszurotten. 
Es ist die Aufgabe der politischen Bil­
dungsarbeit, allen in unserem Staat, be­
sonders jenem Teil der Jugend, der um 
ein rechtes Verständnis der Demokratie 
ringt oder zu ringen behauptet, aufzuzei­
gen, daß die Demokratie eine zwar 
schwierige Staatsform ist, eine Staats­
form aber, die dem Menschen in seiner 
Bezogenheit auf seinen Mitmenschen 
mehr Freiheit und mehr Entfaltungsmög­
lichkeiten anbietet als jede andere staat­
liebe Organisation, eine Staatsform, die 
unsere Mühe, sie zu leben, nicht nur 
reichlich lohnt, sondern in der notwendi­
gen Rücksichtnahme auf die Lebenser­
fiillung jedes einzelnen wie auf die gera­
de diese ermöglichende Gemeinschafts­
funktion Ordnung und Autorität verlangt. 
Es ist daher auch Aufgabe poli_tischer 
Bildungsarbeit, gerade der Jugend zu 
beweisen, daß Diskutieren etwas ande­
res ist, als in Selbstgesprächen aneinan­
der vorbeizureden, und daß am Ende al­
ler Diskussion ein praktikabler, wenig­
stens von der Mehrheit gebilligter Bot­
schluß zu verantwortlichem, dem Ge­
meinwohl dienendem Handeln und die­
ses selbst stehen muß. 

Neue Aufgaben für politische Bildung 
Justizminister Hit/ermeier zum 25jährigen Jubiläum 

Das 25jährlge Jubllllum der Akademie 
konnte am 29. Juni 1982 im Plenarsaal 
des Bayerischen Landtags gefeiert wer­
den. Der stellvertretende Mblisterpri­
sident und bayerisclle JUBtizminlster, 
Dr. Karl Billermeier, betonte damals 
die Aktualität des Auftrages der Aka· 
demie: 
Das vom Bayerischen Landtag verab­
schiedete Gesetz über die Gründung ei­
ner Akademie für Politische Bildung legt 
-ungewöhnlich genug- Auftrag und Ziel­
setzung der Akademiearbeit in einer ei­
genen Präambel fest und brachte so schon 
äußerlich den besonderen Rang der neu­
zuschaffenden Institution und ihre beson-
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dere Bedeutung für die Fortentwicklung 
und Vertiefung des demokratischen Be­
wußtseins in unserem Volke zum Aus­
druck. 
Bemerkenswert auch, daß dieses Gesetz 
dann im folgenden Vierteljahrhundert 
keiner einzigen inhaltlichen Änderung 
unterzogen werden mußte -das wohl be­
ste Zeugnis für seine Ausgewogenheit, 
Praxisbewährung und Bestandskraft! 
Der im Gesetz umrissene Auftrag der 
Akademie, die politische Bildung in Bay­
ern auf überparteilicher Grundlage zu 
fördern und zu vertiefen und dabei der 
Festigung des Gedankengutes der frei­
heitlieb-demokratischen Staatsordnung Dr. Karl Hillermeler 
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zu dienen, ist heute so aktuell wie vor 
einem Vierteljahrhundert, mögen auch 
die sich wandelnden Zeitströmungen die 
Akzente anders setzen. 
In der Gründen:eit der Akademie war es 
noch das vorrangige Anliegen, nach 
durchlitteocr Diktatur die junge Demo­
kratie zu stärken, sie im Herzen und den 
Hirnen der Menschen fest zu verankern, 
durch die Vermittlung von Wissen und 
durch die Einübung demokratischen Ver­
haltens. 
25 Jahre später steht die politische Bil­
dung in unserem Land vor neuen Aufga­
ben: Eine neue Generation ist herange­
wachsen. 
Sie hat weder die Zeit der Unrecht­
herrschaft, des Krieges und des Zusam­
menbruchs noch die des Wiederaufbaus 
kennengelernt Für sie sind Rechtsstaat 
und Demokratie ebenso wie das Leben 
in Wohlstand und sozialer Sicherheit 
Selbstverständlichkeiten, um die man 
offenbar nicht mehr zu ringen braucht. 
Um so leichter lassen sie sich ''hinterfra­
gen", wenn nicht gar in Frage stellen. 
Dies ist zugleich eine Herausforderung 
an eine politische Bildungsarbeit, deren 

Ziel und Inhalt dieser freiheitliche 
Rechtsstaat und diese parlamentarische 
Demokratie sein und bleiben müssen! 
Jede nachwachsende Generation muß 
immer wieder von neuem für diese frei­
heitliche Ordnung gewonnen werden. Ihr 
muß mit aller Eindeutigkeitklargemacht 
werden, daß menschenwürdiges Leben 
nur in einer Ordnung der Freiheit mög­
lich ist und daß die freiheitliche Ordnung 
immer feste Grundlagen braucht: den in­
takten Rechtsstaat mit verantwortungsbe­
wußten BiJ!gem, die sich aktiv zu ihrem 
Staat bekennen und bereit sind, ihre Frei­
heit notfalls zu verteidigen. 
Nicht zuletzt sehe ich es auch als Aufga­
be der politischen Bildung an, den Bür­
gern immer wiedermit aller Bindringlich­
keit ldarzumachen: Unsere freiheitliche 
Demokratie darf nicht nur eine Schön­
wetterperiode sein. Wohlstand, soziale 
Sicherheit, Freizeit werden nicht ge­
schenkt, sondern müssen zuerst hart er­
arbeitet werden. Die freiheitliche Demo­
kratie ist kein Selbstbedienungsladen, 
sondern setzt den verantwortungsbewuß­
ten BUrger voraus, der an den Staat nicht 
nur Ansprüche stellt, sondern der auch 

bereit ist Belastungen zu ert:iagen, Opfer 
zu bringen. 
Es darf niemals wieder dazu kommen, 
daß in Deutschland wirtschaftliche Not 
oder geistige Unbehaustheit, Verzweif­
lung und Ängste die Menschen in die 
Arme der Feinde von Freiheit, Demokra­
tie und Rechtsstaat treiben. 
Deshalb sehe ich heute auch die Aufga­
be der politischen Bildung in der Aus­
einandersetzung mit emotionalen Strö­
mungen, die an die Wun:eln unserer von 
Wissenschaft und Technik, von Leistung 
und Verantwortungsbewußtsein des ein­
zelnen bestimmten arbeitsteiligen 
Industriegesellschaft gehen. 
Der Kampf gegenjenes Klima der Angst 
und Ven:agtheit, des Kleinmuts und des 
.Klagens, welche das Leben in unserem 
Land zunehmend vergiftet, kann selbst­
verständlich nicht nur oder vorwiegend 
Aufgabe der Institutionen der politischen 
Bildung sein. Hier sind alle Kräfte in 
unserem Land aufgerufen, die Verantwor­
tung tragen, Meinung machen, Sinn ver­
mitteln - die Kirchen, die Fantilien, die 
Medien, die Parteien, die Gewerkschaf­
ten. 

Aufbau und Stärkung von Vernunft 
Aksdemiedlrelctor Hättich erinnert an Motive der Akademiegründung 

Als immerwlihrende Aufgabe poUti­
scher Bßdung bezeichnete der dama· 
lige Akademiedirektor Prof. Dr. Man· 
fred Bättich beim Festakt zum 15jlh· 
rigen AkademifJubiUlum "Aufbau und 
Stärkung von Vernunft und Sittlich· 
kelt". Zudem erinnerte Hlltticb an die 
Beweggründe zur Errichtung der Aka· 
demie: 
Plato gründete seine Akademie vor den 
Toren Athens auf dem Erfahrungs­
hintergrund des enttäuschenden Versu­
ches, sich an den Staatsgeschäften zu 
beteiligen. Die Motive der Politiker, W"u­
senschaftler und Pädagogen, die vor den 
Toren Münchens die Akademie für Poli­
tische Bildung gegründet haben, sind 
nicht verstehbar ohne den RUckgriff auf 
den Irrweg deutscher Politik in die tota­
litäre Diktatur des Nationalsozialismus 
und auf die hautnahe Konfrontation mit 
dem Totalitarismus der Kommunisten im 
eigenen Vaterland als eine Folge dieses 
Irrwegs. Daranbei unserem Jubiläum zu 
erinnern, ist nicht nur aus historischem 
Interesse angebracht, sondern auch des-

halb, weil beide Herausforderungen nicbt 
als Geschichte im Sinne eines Erledigt­
seins verstanden werden sollten. Nicht 
daß uns eine faschistische oder kommu­
nistisChe Diktatur ins Haus stünde. Er­
fahrungen und Auseinandersetzungen mit 
totalitären Möglichkeiten unserer Zeit 
haben wieder einmal die Binsicht offen­
gelegt, daß Dispositionen zum Fanatis­
mus, zur Intoleranz, zur politischen Träu­
merei und zur monokausalen Welt­
interpretation nicht, weder mittels herr­
schaftlicher noch pädagogischer Opera­
tionen, aus der menschlichen Natur ein 
ft1r alle Mal zu eliminieren sind. Es geht 
immer wieder um die Frage, ob solche 
Dispositionen gegenüber Vernunft und 
Sittlichkeit die Oberhand bekommen. 
Autbau und Stärkung von Vernunft und 
Sittlichkeit kann als immerwährende 
Aufgabe politischer Bildung bezeichnet 
werden. Daß Freiheit nicht nur ein Recht, 
sondern sittliche Verpflichtung ist, das 
war, ist und möge bleiben der Leitgedan­
ke unserer Arbeit. Sittlich verpflichten­
de Freiheit ist informations- und ord-------

nungsbedürftig. 
Diese Akademie als Anstalt des öffentli­
chen Rechts mit dem Recht der Selbst­
verwaltung ist unter den Institutionen der 
politischen Bildung in der Bundesrepu­
blik Deutschland bis heute einmalig. 

Prof. Dr. Manfred Hättich 
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Gesellenstück 
Erinnerungen an die Akademiegründung 

Die Eröffnung einer Tagung im No­
vember 1995 rief ln Dr. Hans-Jochen 
Vogel ,,Jugenderinnerungen" wach, so 
sagte er selbst. Denn an der Entstehung 
der Akademie sei auch er beteiligt ge­
wesen, wenn auch nur als Helfer und 
Zuarbeiter. 
Daß ich hier in diesem Hause zur Eröff­
nung einer Tagung das Wort ergreife, ruft 
in mir Jugenderinnerungen wach. Vor fast 
vierzig Jahren habe ich nämlich in der 
Bayerischen Staatskanzlei als junger 
Mitarbeiter Wilhelm Hoegners, des da­
maligen sozialdemokratischen Minister­
präsidenten - so etwas gab es einmal in 
Bayern!-, den Entwurf eines Gesetzes 
über die Errichtung einer Politischen 
Akademie ausgearbeitet. 
Er beruhte auf den Ergebnissen lebhafter 
Diskussionen, die Waldemar von Knoe­
ringen angeregt und moderiert hatte und 
an denen sich unter anderem Hans Na­
wiasky am Schluß, Alfred Marchionini 
und Pranz Fendt, 1945/46 Bayerischer 
Kultusminister, beteiligten und in der 
Arnold Bergsträsser seinem Standpunkt 

•• 

gegenüber Franz Fendt besonderen 
Nachdruck verlieh, indem er ihn an 
der Krawatte packte und im Rhyth­
mus seiner Argumente bin und her 
bewegte. 
Michhat das sehr beeindruckt, nach­
geahmt habe ich es aber nur aus­
nahmsweise - zumal im Laufe der 
Zeit die Zahl meiner Kontrahenten 
zunahm, die gar keine Krawatten 
trugen. 
Der Gesetzentwurf war sozusagen 
mein Gesellenstück und ich war ei­
nigennaßen stolz, als der Bayerische 
Landtag ihn mit geringen Änderun­
gen verabschiedete. Mit der gebüh­
renden Bescheidenheit darf ichmich 
folglich zwar nicht den Vätern, aber 
doch den Helfern und Zuarbeitem 
der Väter dieser Akademie zurech­
nen. Das zu verleugnen habe ich um 
so weniger Grund, als die Akademie 
zur Zeit ihrer Gründung die erste 
ihrer Art war und im Laufe der Jahr­
zehnte die seinerzeitigen Erwartun­
gen in hohem Maße erfüllt hat. 

Der Entwurf des Akademiegesetzes war sein 
"Gesellenstack": Dr. Hans-Jochen Vogel . 

Aquidistanz zu den politischen Parteien 
Dr. Kar/ Böck über die Gründung der Akademie 

Beim Empfang anll.ßllch seines 80. 
Geburtatages im Jahr 1996 berichtete 
Dr. Karl Böck über die Gründung der 
Akademie. In der damaligen Diskus· 
sion äußerte die CSU·Opposition laut 
Böck. den Verdacht, daß mit der Aka­
demie eine Schulungsstätte ftir Beam· 
te Im Sinne der sozialistischen Regie­
rungspartei geschaffen werden sollte. 
Böck erinnert sich: 
Als dann die Regierung Hoegner 1957 
durch die Regierung Seidel abgelöst wur­
de, da war die Akademie gegründet, aber 
noch nicht eröffnet und in der CSU gab 
es Stimmen - vor allem um Alois Hund­
hammer - die vorschlugen, das ungeliebte 
Kind noch vor seinem ersten Schrei ster­
ben zu lassen. 
Hanns Seidel, für den ich in kulturpoliti­
schen Grundsatzfragen wiederholt als 
Ghostwriter tätig gewesen war, fragte 
mich um meine Meinung. Ich sagte, die 
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An die Grandung der Akademie erinner­
te Dr. Karl Böck beim Empfang anlaßlieh 
seines 80. Geburtstages. 

Gefahr einer einseitigen Ausrichtung läge 
ja nunmehr aufseitender CSU, die die 
neue Regierung stelle. Einseitigkeit aber 
wäre gleich schlecht, von welcher Seite 
sie käme. Der Gedanke der Akademie sei 
gut, über die Notwendigkeit politischer 
Bildung gäbe es wohl keinen Dissens. Die 
neue Einrichtung sei daher zu begrüßen 
unter einer Voraussetzung: wenn alle Par­
teien darauf verzichteten, einen dominie­
renden Einfluß auf Programm und Per­
sonal zu gewinnen, die Äquidistanz zu 
den Parteien sei die Lebensfrage einer 
solchen Akademie. Seidel stimmte unein­
geschränkt zu und bat mich, Alois Hund­
hammer, zu dem ich als sein früherer per­
sönlicher Referent ein gutes Verhältnis 
hatte, fUr den Gedanken der Akademie 
zu gewinnen. Dies gelang auch und so 
konnte der Ministerpräsident Hanns Sei­
del mit dem Festredner Romano Guardini 
die Akademie festlich eröffnen. 



40jähriges Jubiläum -Worte zur Akademie 

Achten und beachten 
Otto B. Roegele über die Akademie für Politische Bildung 

"Eine der besten Eingebungen des 
Bayerischen Landtages" nannte Prof. 
Dr. Otto B. Roegele die Akademie für 
Politische BUdung ln der Festschrift 
''PoliUk - BUdung - ReUglon" anlllß­
Uch des 65. Geburtstages von Staats­
minister a. D. Prof. Dr. Hans Maier Im 
vergangeneo Jahr. Somit wurde die 
Würdigung der Verdienste des 
Jublliars durch Roegele, der Mitglied 
des Kuratloriums der Akademie Ist, 
gleichzeitig zu einer Würdigung der 
Akademie und zu einem Blick aufihre 
Tätigkelten und ihre Bedeutung. 
Unabhängig von den Hochschulen des 
Landes, was die Organisation betrifft, 
doch fest und auf das glücklichste durch 
Personen und Zielsetzungen mit ihnen 
verbunden, war und ist die ,,Akademie 
für Politische Bildung" in Th.tzing. Man 
wird sagen dürfen, daß es eine der be­
sten Eingebungen des Bayerischen Land­
tags war, diese zentrale Einrichtung durch 
ein Gesetz, das von allen Parteien getra­
gen wurde, zu errichten und mit einem 
hohen Maß von Selbständigkeit, Selbst­
verwaltung und Verantwortung ft1r das 

Demokratie: 

eigene Programm auszustatten. Das Ge­
setz vom 27. Mai 1957 hat sich nicht al­
lein in der Kontinuität der Arbeit der 
Akademie bewährt, sondern auch einige 
Tests unter besonderer Zeitgeist-Bela­
stung gut bestanden. 
Mancher Hochschullehrer nahm in den 
turbulenten Jahren der studentischen Re­
bellion dankbar die Möglichkeit wahr, mit 
einem arbeitswilligen Seminar drei Tage 
in Thtzing unterzukommen und ungestört 
von Lärm und tätlichen Angriffen das 
Pensum eines Semesters abzuschließen. 
Wer die Aktivitäten der Akademie in den 
Jahren nach der Wende in den Blick 
nimmt, wird feststellen können, mit wel­
cher Intensität und hohem internationa­
lem Anspoch die neue Situation Deutsch­
lands hier angegangen und analysiert 
wurde- zugleich im Voxfeld wissenschaft­
licher Aufarbeitung, politischer Bewer­
tung und pil.dagogischer Ausstrahlung. 
Mit Recht gilt die Thtzinger ,,Akademie 
für Politische Bildung" als ein Modell, 
das sich glänzend bewährt hat und ande­
ren Ländern zum Vorbild dienen kann. 
Wu Beobachtern und auch mir eine ge-

40jähriges Jubiläum der Akademie 

"Große Aufgaben /legen vor uns" 

Erle Voeg~lin 

Einen anspruchsvollen Beginn der 
Arbeit der Akademie markiert der 
Festakt zur Erötlnung der Akademie 
in der Aula der Universität MOnehen 
am 21. Februar 1959. Dabei sprach 
Prof. Dr. Dr.h.c. Erle Voegelln über 
"Demokratie im Neuen Europa". 
Wir leben in einem freien. demokrati­
schen Gemeinwesen, und wir wollen, daß 
es frei und demokratisch bleibe. Aber 
Freiheit und Demokratie sind nichts, was 
durch die Einrichtung einer Verfusung 
ein für allemal garantiert werden könnte. 
Wir haben eine demokratische Vexfu­
sung gehabt. Aber sie wurde in ihrem 
PUDletioDieren durch die Blockmajorität 

von rechts und links gelähmt; und sie 
wurde durch Gewalt, die nicht den Wi­
derstand organisierter Gegengewalt her­
vorrief, hin weggefegt. Gewiß haben nicht 
alle, die zu der Katastrophe ihr redliches 
Teil an Enthusiasmus und Bemühen bei­
getragen haben, die Folgen gewollt. Nur 
zu ofthaben wir sie stammeln gehört: "So 
haben wir es nicht gemeint" - in der Er­
wartung, daß man sie fl1r den Gedanken 
nach der Tat auf die Schulter klopfen 
würde. Aber dem Bürger einer Demokra­
tie ist der Gedanke nach der Tat nicht er­
laubt-er muß vorher denken, und er muß 
wissen, was er tut. 
Das klingt hart - und es klingt nicht nur 
so, es ist hart. Eine Demokratie ist kein 
Schlaraffenland, in dem der friedliche 

wisse Sorge bereitet, ist der Eindruck, daß 
die Landespolitiker die Tätigkeit und die 
Wirkungsmöglichkeiten der Akademie 
nicht mehr so wichtig nelunen, wie sie 
es in früheren Jahren getan haben. Nicht 
als ob es Kritik oder Unzufriedenheit 
gäbe oder gar der Nutzen der Institution 
in Zweifel gezogen würde. Eher sieht es 
nach dem Gegenteil aus. In einer Zeit, in 
der Politiker nur aufzumerken pflegen, 
wenn irgend wo die Alannglocken schril­
len, wenn irgendwelche Medien einen 
"Skandal" entdecken, wenn wahlkampf­
gerecht "getimete" Schlagzeilen erschei­
nen, gerät eine Institution, die klaglos 
ihren Dienst versieht, leicht ins Abseits 
der öffentlichen Debatte. Das hat die 
Akademie in Thtzing nicht verdient; das 
bekommt auch der Öffentlichkeit, die sich 
in den letzten Jahren mit so vielen 
unaufgearbeiteten Problemen herumzu­
schlagen hat, nicht gut. Die Arbeit der 
Akademie, wie sie sich entwickelt hat und 
weiter entwickeln wird, kann dazu wich­
tige Beiträge leisten. Sie muß freilich 
nicht nur geachtet, sondern auch gehörig 
beachtet werden. 

Bei der Eröffnung der Akademie sprach 
Prof. Dr. Dr. h.c. Voegelin über Demokrati­
en im Neuen Europa. 

-'--~~---
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Bürger seinen Geschäften nachgehen und 
sich des Wirtschaftswunders erfreuen 
kann, sondern ein Zustand der täglichen, 
wohlgeübten und zur Gewohnheit gewor­
denen Wachsamkeit und Disziplin in den 
Grundfragen des politischen Lebens. 
Demokratie ist nur möglich, wo es 
Bürgertugend gibt. Und die erste der 1\1-
genden, ohne die allen anderen die Ord­
nung des Handeins fehlt, ist das sichere 
WISsen um die Grundsätze des Zusam­
menlebens freier Menschen in einer frei­
en Gesellschaft. 
Aber wo fmden wir diese Grundsätze? 
Die Schlagworte des politischen Lebens, 
zu denen auch "Demokratie" und "Frei­
heit" gehören, geben sie uns nicht. Aus­
drücke, die so sehr Klischees geworden 
sind, daß ein Sowjetpolitiker sie ebenso 
gebrauchen kann wie ein Demokrat, be­
dürfen genauerer Besinnung auf ihre Be­
deutung, damit nicht in eben ihrem Na­
men Freiheit und Demokratie zerstört 
werden. Wie bricht man durch die 
Inkrustationen des Propagandamiß­
brauchs wieder zum Wesen der Sache 
durch? 
Wir können den Sinn wiederfinden durch 
Be.~nnung auf den grandiosen Ausdruck, 
den der Glaube an die Demokratie in der 
klassischen Rede ihres großen Staatsman­
nes gefunden hat, dessen 150. Geburts­
tag die westliche Welt in diesem Jahre 
feiert- in der Gettysbuxg-Rede Abraham 
Uncolns. Sie wurde im Jahre 1863 ge­
halten, im dritten Jahr des Bürgerkriegs, 
in dem es um die Authebung der Sklave­
rei ging. Sie wurde auf dem Schlachtfeld 
von Gettysburg gehalten, zu Ehren der 
Männer, die gefallen waren, damit die 
Gründung eines Volkes in freier mensch­
licher Existenz nicht zunichte würde. Und 
wenn Sie jetzt die Peroratio Lincolns 
hören, dann denken Sie auch daran, daß 
hier in diesem Hause, in dem wirversam­
melt sind, das Denkmal der Geschwister 
Scholl steht. "Wu können diesen Boden 
nicht weihen. Er ist geweiht - von den 
Tapferen, im Leben und im Tod, die hier 
gekämpft haben ... Uns steht nur zu, uns 
der großen Aufgabe zu verpflichten, die 
noch vor uns liegt - daß diese Toten un­
sere Hingabe an die Sache stärken, fi1r 
die im letzten Maß sie sich gegeben ha­
ben; daß, kraftunserer Entschlossenheit, 
die Toten nicht umsonst gestorben sind; 
daß diese Nation, unter Gott, wiederge­
boren werde in Freiheit; und daß die Herr­
schaft des Volkes, durch das Volk, fi1r das 
Volk, nicht vergehe von der Erde." 
Durch die Gettysburg-Rede ist die For-
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mel von der "Herrschaft des Volkes, 
durch das Volk, für das Volk" so berühmt 
geworden, daß ihre Autorschaft Lincoln 
zugeschrieben wird. Wtr spüren heute 
nicht mehr ihr volles Gewicht, weil wir 
nicht mehr wissen, welches Gewicht sie 
in der Tradition hatte, in der Lincoln stand 
und aus der er sie genommen hat. Besin­
nen wir uns darum auf ihre ursprüngli­
che, vollständige Fassung. Sie befindet 
sich im Prolog zu Wyclifs Bibelüberset­
zung von 1384, und sie lautet: "This Bible 
is for the Govemment of the People, by 
the People, and for the People." Mit die­
sem Satz Wyclifs, der in der angelsäch­
sischen Zivilisation weiterlebt bis heute, 
wird das geistige Motiv der westlichen 
Demokratie sichtbar, zu der es außerhalb 
des westlichen Kulturkreises, mit seiner 
Tiefendimension in der jüdisch-christli­
chen Tradition, keine eigenständige Par­
allele gibt Das Volk, das herrschen kann, 
durch sich selbst und für sich selbst, ist 
nicht jedes beliebige Volk im ethnischen 
Sinne, nicht jedes Volk unangesehen sei­
nes Kulturstandes. Es ist das Volk, das 
seine Geburt in Freiheit unter Gott erfah­
ren hat, das sein Leben in diesem Status 
auch verlieren kann, und das- denken Sie 
an Lincolns Rede - einer Wiedergeburt 
bedarf, um herrschen zu können. 
Mit dem Ausdruck ,,Zivilregime" über­
setze ich das englische "civil govern­
ment". Das Zivilregime - das ist es, was 
wir Demokratie nennen. Wtr müssen es 
in seinen Wesenszügen erkennen, wenn 
wir wissen wollen, an welche Bedingun­
gen sein Funktionieren gebunden ist; 
welche Bedingungen wir herstellen müs­
sen, um es funktionsfabig zu machen; und 
wo der Kampf für die Demokratie ein­
setzen muß, wenn die Funktions­
bedingungen bedroht werden. 
Die Idee des Zivilregimes fordert, daß die 
organisierte Macht auf den Schutz eines 
als ,,natürlich" verstandenen Lebensbe­
reiches der freien, selbständigen Men­
schen beschränkt werde. Zum natürlichen 
Bereich gehören die Kardinalgüter von 
Leben, Freiheit und Eigentum. Über den 
Schutz der Güter des natürlichen Berei­
ches durch die Zivil- und Strafrechts­
ordnung hinaus darf organisierte Macht 
nur zum Schutz der Gesellschaft im gan­
zen gegen äußere Feinde verwendet wer­
den. Die Lebensbereiche der Vernunft 
und des Geistes haben grundsätzlich au­
ßerhalb des von der Macht betroffenen 
Zivilbereiches zu bleiben.lm Bereich des 
Geistes herrscht Glaubens- und Gewis­
sensfreiheit; im Beteich der Vernunft 

Gedanken- und Diskussionsfreiheit 
Die Trennung der Lebensbereiche in ei­
nen politischen und einen nichtpoliti­
schen istjedoch nur dann möglich, wenn 
die Mitglieder der Gesellschaft bereit 
sind, aus den Fragen des Geistes und der 
Vernunft nicht ein Politikum zu machen; 
nur dann, wenn es keine Gruppen in der 
Gesellschaft gibt, die von der Staatsmacht 
Gebrauch machen wollen, um ihre 
Glaubenshaltungen und Ideen ihren Mit­
bürgern aufzuzwingen. Die Demokratie 
ist daher grundsätzlich nicht tolerant; sie 
kann nur denen gegenüber tolerant sein, 
die sich den Bedingungen des Zivil­
regimes fügen wollen. 
In welcher Richtung die Demokratie in­
tolerant zu sein hat, hängt von den histo­
rischen Umständen ab. Am Ende des 17. 
Jahrhunderts wurden Katholizismus und 
Puritanismus als die Feinde des Zivil­
regimes angesehen. Und Locke's "civil 
govemment" war gegen die "ecclesiasti­
cal policy" der Elisabethinischen Zeit ge­
richtet. In unserer Zeit sind die gnosti­
schen Massenbewegungen, vor allem der 
Nationalsozialismus und der Kommunis­
mus, die Feinde der Demokratie. In kei­
nemFall darf Demokratie als das Regime 
verstanden werden, das den Feinden der 
Demokratie die Freiheit läßt, ihren Um­
sturz zu organisieren. Wie Justice Mur­
phy in einer Entscheidung des amerika­
nischen Supreme Court das Prinzip for­
muliert hat: Die Grund- und Freiheits­
rechte sind nicht ein Selbstmordvertrag. 
Jenseits aller Zweifelliegt der Fall, wenn 
eindeutig anti-demokratische Parteien 
eine Stärke erreichen, die das Funktio­
nieren des parlamentarischen Systems 
unmöglich macht, wie im Falle der Wei­
marer Republik. Auf den demokratischen 
Parteien der zwanziger Jahre liegt die 
schwere Schuld, daß sie aus Mangel an 
demokratischem Wissen und Willen die 
antidemokratischen Parteien links und 
rechts zuerst unerlaubt erstarken ließen, 
ohne sie zu verbieten; und als das Verbot 
kaum noch ohne das Risiko des Bürger­
krieges zu erlassen war, den Bürgerkrieg 
nicht riskiert haben; daß sie den Punkt 
nicht erkannt haben, an dem die Gemüt­
lichkeit der Volksgemeinschaft im ethni­
schen Sinne aufhört und der Ernst des 
Volkes im zivilen Sinne in seine Rechte 
zu treten hat. Dieser Bürgerkrieg wäre 
bitter gewesen, aber gewiß nicht so bit­
ter wie die Fremdherrschaft der national­
sozialistischen Sektierergemeinde, wie 
der Weltkrieg und seine Folgen. 
Die Idee des Zivilregimes, seine Theorie 



und seine Verfassungspraxis sind in Eng­
land geschaffen worden; die Amerikani­
sche Republik von 1789 wurde auf ihre 
Prinzipien gegründet; im Laufe des 19. 
Jahrhunderts haben dann die kontinental­
europäischen Nationen ihre Verfassungen 
auf dieses Modell hin entwickelt. Und 
wenn das Modell in konkreten Flillen, 
durch die noch nicht abgeebbten Ideolo­
giebewegungen des vorigen Jahrhun­
derts, auch heute noch vielfach gefähr­
det ist, so können wir doch sagen, daß 
das Zivilregime die spezifisch westliche 
Form der politischen Ordnung geworden 
ist 
Mit dieser Feststellung ist jedoch nicht 
ein Ende gesetzt - im Gegenteil: Sie er­
öffnet die Perspektive in die Zukunft des 
Regimes und die Aufgaben, die vor uns 
liegen. Denn die Demokratie ist innerhalb 
der Nationalstaaten als die politische 
Organisation der Nation entwickelt wor­
den - und heute stehen wir vor der Auf­
gabe, sie für die Organisation Europas 
und darUber hinaus der westlichen Welt, 
die auch Amerika und das British 
Commonwealth umfaßt, zu aktivieren. 
Aus dieser Aufgabe erwächst eine Ver­
schärfung der Pflichten fl1r die BUrger des 
Zivilregimes in jedem der westlichen 
Völker. 
Denn solange die Nationalstaaten relativ 
in sich geschlossen waren, konnten die 
Wechselfälle ihrer Verfassungsgeschichte 
als ihre inneren Angelegenheiten gelten 
- wenn auch damals nur bis zu einem 
gewissen Grade -, solange die Ereignis­
se nicht die Interessen der anderen Völ­
ker affizierten. Die Organisation des neu­
en Europas, die im Werden ist, bedarf 
jedoch verläßlicher kontinuierlicher Ko­
operation der Regierungen; und erfolg­
reiche Zusammenarbeit ist unmöglich, 
wenn sie ständig im Schatten der Besorg­
nis vor irgendwelchem Ideologieunfug in 
einem der Partnerstaaten steht. Die Sta­
bilität des Zivilregimes in den europäi­
schen Nationen, in jeder einzelnen, ist zur 
Bedingung des Überlebens aller gewor­
den. Die eiserne Unterdrückung des 
Ideologieunfugs ist heute die Bedingung 
der nackten Existenz. 
Der föderative Zusammenschluß der eu­
ropäischen Staatenwelt ist zu einer Not­
wendigkeit jenseits der Diskussion ge­
worden, weil sich in den letzten 150 Jah­
ren die Größenordnung der zu unabhän­
giger, freier Existenz fähigen Gesell­
schaften entscheidend verändert hat. Das 
Problem der Größenordnung hat seine 
gefllhrliche Schärfe, die es vor hundert 
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Jahren noch nicht hatte, durch die Ent­
wicklung der industriellen Technik, in 
ihrem Gefolge, durch die Umwandlung 
der alten Agrargesellschaften in Indu­
striegesellschaften empfangen. Der je­
weilige Stand der industriellen Technik 
erfordert zu seiner optimalen Ausnützung 
durch eine Gesellschaft eine bestimmte 
Größe des Territoriums und der Bevöl­
kerung, der Kapitalausstattung und des 
Marktes. 
Wir alle wissen, und ich brauche es nicht 
auszuftlhrcn, daß die europäischen Na­
tionalstaaten in allen diesen Beziehungen 
zu klein sind, um die optimale Aus­
nützung des technischen Standes zu ge­
statten. Eine moderne Wirtschafts­
verfassung erfordert die Größenordnung 
der amerikanischen oder russischen Ge­
sellschaft. Eine europäische Gesellschaft 
würde auch dieser Größenordnung ange­
hören. Da ferner das Machtpotential ei­
ner Industriegesellschaft nicht im einfa­
chen Verhältnis zu ihrer Größe, sondern 
um ein Vielfaches gegenüber der kleine­
ren Gesellschaft ansteigt, ist durch die 
Entwicklung der Technikdie europäische 
Einigung eine machtpolitische Notwen­
digkeit geworden. 
Diese harten Notwendigkeiten haben je­
doch auch einen erfreulichen Aspekt fHr 
die Zukunft der Demokratie. Das Zivil­
regime ist als dauerndes, stabiles Regime 
nur möglich in einer Gesellschaft freier, 
unabhängiger Menschen. Und zur Frei­
heit des Menschen gehört eine materiel­
le Basis, die ihm genügend Bewegungs-, 
Denk- und Bildungsfreiheit gewährt, um 
am öffentlichen Leben teilzunehmen- und 
vor allem, um das öffentliche Leben als 
etwas zu erfahren, das ihn persönlich an­
geht 
Doch nun zur Sozialproblematik: Erst das 
letzte halbe Jahrhundert und vor allem die 
letzten zwanzig Jahre haben eine neue 
Möglichkeit ft1r die Lösung des Sozial­
problems in der Industriegesell.schaft ge­
zeigt. Damit aber hat sich die Sozial­
problematik der Industriegesell.schaft ra­
dikal geändert. Der Lebensstandard für 
alle ist so hoch und so ausreichend gesi­
chert, daß niemand KlassenkJimpfe füh­
ren muß, um aus e.iner unzureichenden 
Gütermenge für sich und seine Familie 
wenigstens ein Existenzminimum heraus­
zuschlagen. Die Kampffront hat sich vom 
Interessengegensatz der Arbeiter und 
Unternehmer, von Ann und Reich ver­
schoben zur Interessengemeinschaft in 
der Ausbeutung der technischen Produk­
tivität. Und diese radikale Veränderung, 

die quantitativ schon lange in Vorberei­
tung war, ist qualitativ erst in den letzten 
zwanzig Jahren deutlich geworden. 
Als ich 1938 nach Amerika kam, hat es 
das Phänomen des non-essential income, 
das heute die Wirtschaftstheorctiker, So­
ziologen und Politiker aufregt, noch nicht 
gegeben. Auf dieser neuen Produktivi­
tätsbasis ist in den Bereich des Möglichen 
gerückt und zum Teil schon Wirklichkeit 
geworden, was Jefferson nur unter den 
Bedingungen der Agrarwirtschaft alten 
Stils für möglich hielt: die materielle Si­
cherheit für alle, auf einem sehr viel hö­
heren Niveau der Güterausstattung, im 
Rahmen der modernen Industriegesell­
schaft. Die Möglichkeit des Zivilregimes 
in der Industriegesellschaft kann auf 
Grund der amerikanischen Erfahrung für 
gesichert gelten. 
Was in Amerika möglich war, ist auch 
im geeinten Buropa möglich - wenn wir 
wollen und bereit sind, uns an die Bedin- . 
gongen der großräumigen Industrie­
gesellschaft anzupassen. Und einiger 
Anpassung wird es allerdings bedürfen. 
Denn Steigerung der Produktivität bedeu­
tet die Entwicklung neuer technischer 
Prozesse und das Obsoletwerden alter 
unproduktiv gewordener Fabriken und 
Bergwerke und ganze Produktionszwei­
ge müssen geschlossen werden und ih­
ren Platz den Höherproduktiven räumen. 
Ein gewisser Prozentsatz von zeitweili­
ger, struktureller Arbeitslosigkeit, von 
Wechsel des Arbeitsplatzes und Wohn­
ortes, von Umschulung auf neue Berufe 
und Geschicldichk.eiten ist die unerbitt­
liche Begleiterscheinung der Ausnützung 
technischer Produktivität für das Gesamt­
wohl. 
Die in Buropa sehr eingefahrene Sicher­
heitspsychologiewird einerneuen Hal­
tung des Anpassungswillens und der Fle­
xibilität weichen müssen, wie sie in 
Amerika als selbstverstll.ndliche, freie 
Haltung entwickelt worden ist und wie 
sie in der Sowjetunion durch die weni­
ger erfreuliche Methode der Gewaltan­
wendung der Bevölkerung aufgezwungen 
wird. Die Erziehung zur Demokratie im 
neuen Buropa wird also zu einem wesent­
lichen Teil darin bestehen müssen, den 
Menschen in der breiten Masse das We­
sen der Industriegesellschaft und ihrer 
Bedingungen klarzumachen und die Hal­
tung der Beweglichkeit und Anpassung 
auszubilden. 
Ich bin am Ende meiner Ausführungen. 
Sie konnten den gewaltigen Gegenstand 
nicht mehr als skizzenhaft andeuten. Aber 
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Sie haben doch wohl erkannt, daß große 
Aufgaben vor uns liegen, die viel Arbeit 
und Disziplin erfordern, bis wir das Ziel 
eines freien, machtvollen, gesicherten Eu­
ropas mit einer gesunden Wohlstandsbasis 
fl1r alle erreicht haben. Und Sie haben wohl 
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auch gesehen, daß die Aufgaben nicht hoff­
nungslos sind - im Gegenteil, daß das Ziel 
in der Reichweite der jungen Generation 
unter den hier Versammelten liegt. Aber 
zur Verwirklichung der Aufgaben brau­
chen wir alle Hilfe, die wir überhaupt nur 

"Gefahr der blinden Reaktion 11 

HansMaier 

Jubiläen waren stets auch Anlaß 
poUdkwissenschaftlicher Bilanzlerung 
auf aktuellem Hintergrund. So sprach 
beim Festakt am 26. November 1968 
Prof. Dr. Hans Maier über "Reform in 
der Demokratie". 
Die gegenwärtige Krise- um unsere Dia­
gnose nur in wenigen Worten anzudeu­
ten - ist nicht eine Krise des Apparats und 
der Technik, sie ist keine Krise der Insti­
tutionen, sie kann nicht Paragraphen und 
Verfahrensregelungen angelastet werden, 
noch wenigerungreifbaren Abstraktionen 
wie dem "Spätkapitalismus" oder dem 
"Zerfall der bürgerlichen Gesellschaft''. 
Sie ist zunächst eine äußere Krise, die 
Folge einer Veränderung der deutschen 
Stellung von außen her, eine Verände­
rung, die mit der inneren Entwicklung der 
Bundesrepublik in folgenreicher Weise 
kontrastiert: Die weltpolitische raison 
d'!tre wird der Bundesrepublik im glei­
chen Augenblick bestritten, ja entzogen, 
in dem ihre innere Ordnung sich gegen 
den lange festgehaltenen Schein und 
Stempel des Provisorischen durchsetzt 
und konsolidiert. Sie ist sodann die Fol­
ge einer Unsicherheit: resultierend aus 
dem Zusammenstoß einer Regularien 
traktierenden Verwaltung und Regierung 
mit neuen, noch kaum übersehbaren so­
zialen und technischen Problemen. 
Zuletzt ist sie eine Krise der Personen, 
die Politik betreiben, und als ihr Kern ent­
hüllen sich Entscheidungsschwäche und 
Mangel an politischer Substanz: wenn 
trotz verfassungsrechtlicher und politi­
scher Möglichkeit nicht, oder nicht zur 
rechten Zeit, entschieden, gehandelt, re­
giert wird, so ist das ein Zeichen, daß man 
aus Angst, Schwäche, Konformismus 
oder welchen Gründen immer eben nicht 
regieren will 
Daß dies so ist, ist wiederum nicht zufäl­
!ig. Die Bundesre~ublik ist in ihrer Ent-
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stehung und politischen Eigenart geprägt 
von einer doppelten Distanz: einmal zur 
Vergangenheit hin, gegenüber dem Drit­
ten Reich; dann zur Zukunft hin, gegen­
über potentiellen gesamtdeutschen wie 
europäischen Lösungen. Eben dies hat, 
wie oft dargelegt, im Inneren zur Aus­
prägung einer betont liberalen, ja indivi­
dualistischen, den sozialen Status quo 
betonenden Rechtsstaatlichkeit geführt, 
nach außen zu einer erhöhten Öffnungs­
bereitschaft gegenüber internationalen 
und supranationalen Einheiten. Da so­
wohl das Nationale wie das Moment des 
"~tat actif" durch den NS-Ftlhrerstaat und 
das nationalkommunistische Regime der 
DDR besetzt war, griff man bewußt wei­
ter zurück: auf die klassische Form des 
liberalen Rechtsstaats, ja des Justizstaats, 
des Rechtswege-Staats und auf die Tra­
dition des vor-nationalen europäischen 
Föderalismus. 
Mit dem Trauma des NS-Regimes ver­
drängte man zugleich New Deal, Front 
Populaire, Labour-Reform, westlichen 
Sozialismus, Planification, neuen Natio­
nalstaat, neuen Nationalismus. Heute nun 
meldet sich das 1949 Verdrängte unge­
stüm zu Wort, und den Älteren nützt es 
wenig, wenn sie eine ebenso gedächtnis­
arme wie tatendurstige Jugend auf die 
Kostüm-Ähnlichkeiten mit den Taten und 
Attitüden des Nationalsozialismus hin­
weisen. Aktivistischer politischer Wille 
fragt nicht nach Ahnen und kehrt nicht 
um vor historischen Mahntafeln; die Äl­
teren aber, zwischen jugendlichem An­
spruch und böser Erinnerung hin- und 
hergerissen, flüchten teils in ängstliches 
Nichtstun, teils ins unüberzeugte 
Mitläufertum; sie wagen kein Ja, noch 
weniger ein Nein. 
Hieraus ergeben sich die eigentlichen 
Belastungen und Schwierigkeiten der 
Reformdiskussion in unserem Land. Ein 
Provisorium muß Dauer suchen; ein li­
beraler Staat muß Planung betreiben; eine 

haben können. Und solche Hilfe wird uns 
heute durch den Bayerischen Staat und die 
Gründung der Akademie für Politische 
Bildung geboten. Ich wünsche der Aka­
demie und ihrem Direktor alles Gute zum 
Erfolg des Gnternehmens. 

Ober Reform in der Demokratie sprach 
Prof. Dr. Hans Maier beim Festakt zum 
zehnjährigen Bestehen der Akademie. 

repräsentative Demokratie muß "die Ein­
mischung plebiszitärer Mittel" bedenken; 
denUsancenbehutsam-taktischen Koor­
dinierens schallt der Ruf nach Führung 
entgegen. Ein Rechtsstaat, geschaffen aus 
Sicherheitsverlangen gegenüber totalitä­
rer Willkür, muß nach der Grenze suchen, 
jenseits derer Wohltat Plage, der Rechts­
weg zur Fessel wird, er muß die Weichen 
umstellen vom laissez-faire auf Interven­
tion, vom Individualistischen aufs Soziale 
- dies in einer weltpolitischen Situation, 
in der zuviel politische Schwäche wie 
zuviel Stärke in deutschen Händen von 
der Gmwelt mit gleichem Argwohn an­
gesehen werden. 
Aber Sie werden mich fragen: Haben wir 
nicht seit kurzem eine starke, ja explosi­
ve Reformkraft in der Bundesrepublik: 
die der vom Neo-Marxismus und ande­
ren Quellen gespeisten studentischen 
Revolte? Sind nicht von hier unerwarte­
te Energien der Erneuerung, der Umwäl­
zung veralteter Denkmuster und Institu­
tionen ausgegangen? Ich gestehe, daß ich 
skeptisch bin. Für einzelne Gebiete, wie 



die Bildungs- und Hocbschulrefonn, mag 
man heilsame oder dochjedenfalls wirk­
same Anstöße konstatieren. Für eine 
plan volle, in die Bereiche der Infrastruk­
tur und des Regierungssystems ausgrei­
fende Reform dagegen ist die Lage an­
gesichts der vergangeneu und gegenwär­
tigen Unruhen eher schwieriger gewor­
den. Es besteht die Gefahr, daß blinde 
Reaktion an Stelle umsichtiger Reform 
an Boden gewinnt; daß man Aktionen 
produziert, ohne zu wissen, warum und 
wozu, einfach um sich Aktionsfähigkeit 
zu bescheinigen und den Verdacht des 
Immobilismus zu zerstreuen; daß man 
ohne Überzeugung reformiert und in der 
Jagd auf Sündenböcke demagogischen 
Vereinfachungen anheimfällt; daß man 
schließlich die Akzente der Reform in die 
verkehrte Richtung setzt, nämlich die der 
glatteren efficiency des politischen Be­
triebs, ohne die plebiszitäre Herausfor­
derung unserer Demokratie ernsthaft zu 
bedenken und anzunehmen. 
Sieht man die Dinge nüchtern, so muß 
man festhalten, daß die rebellierenden 
Gegner unserer Wohlstandsdemokratie 
nicht nur ein Reizklima für Verbesserun­
gen geschaffen haben- was ihr Verdienst 
bleibt-, sondern daß paradoxerweise 
auch zahlreiche Reformwege, die vor 
kurzem noch offen schienen, blockiert 
haben. Das ist der innere Widerspruch 
einer Revolte, die mit revolutionärem 
Anspruch "aufs Ganze" geht und sich der 
Konkretion und Detaillierung, ohne die 
Politik nicht auskommt, dem "down to 
facts", verweigert. 
Man kann nicht auf der einen Seite die 
Verhärtung der Großen Koalition beJcla­
gen und zugleich ihre mögliche Spren­
gung durch ein relatives Mehrheitswahl­
recht noch heftiger ablehnen. Man wird 
unglaubwürdig, wenn man die Schrecken 
des Krieges in Vietnam verurteilt, auf der 
anderen Seite aber selbst "ein, zwei, drei, 
viele Vietnams" im eigenen Land schaf­
fen will. Man gerät in Widersprüche, 
wenn man Parteidisziplin und Fraktions­
zwang beldlmpft, im eigenen Hochschul­
bereich jedoch die rostigen Waffen des 
imperativen Mandats und der Delegati­
on aus dem Arsenal des Ständestaates 
hervorholt Und man läuft Gefahr, nicht 
ernst genommen zu werden, wenn man 
einerseits das Parlament als notarielle 
Stempelstelle gesellschaftlicher Kontrak­
te zwischen Verbänden und Bürokratie 
denunziert, andererseits mit der Prokla­
mation eines politischen Mandats für 
Zwangsverbände genau in der beklagten 
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Richtung die rätische oder ständische 
,.Transformation der Demokratie" weiter­
treibt. 
Der globale ,,systemkritische" Ansatz des 
Ne~ Marxismus ist eher ein Hindernis als 
ein Stimulans für Reformen. Er stellt ab 
auf den in Deutschland nur zu bekannten 
Anti-Institutionen-Affekt, auf ein revo­
lutionäres Alles oder Nichts, ein '"Tertium 
non datur" - während doch Politik als 
Kunst des Miteinanderlebens just der Ort 
der Zwischenlösungen und der Vereini­
gung der Gegensätze ist. 
Überdies ist der Neo-Marxismus auf sei­
nem jüngsten Weg, der von der Literatur 
an der Politik vorbei in die Aktion ge­
führt hat, auf ein Vulgärniveau gekom­
men, das den ernsthaften Adepten dieser 
kritischen Tradition nur die Distanzierung 
oder die Selbstverleugnung offenläßt 
Bereits jetzt gleicht der "lange Marsch" 
durch die schon Regale fiillenden Bestän­
de einer hastig hingeschleuderten Pam­
phlet- und Kampfliteratur einem Stolpern 
über Scherben und Abflille unbewältig­
ter Grammatik. 
Mißt man den Niveauverlust, so hat man 
das Gefllhl, daß der Neo-Marxismus als 
Reformbewegung in der Bundesrepublik 
seinen literarischen Kulminationspunkt 
schon überschritten hat. Der Abstand von 
den Meistern zu den Jüngern wird immer 
peinlicher fühlbar. Gewiß, auch Adomo 
und Haberm.as teilen mit den Jüngeren die 
globale Betrachtungsweise und das fata­
listische Moment der Systemkritik, ihr 
Stil verrät das Geronnene der Manier -
aber daß beide, wo sie das Vibrato der 
Zelebrität vermeiden, Bedeutendes zu 
sagen haben, daß sie eigene Köpfe sind, 
bleibt unbestritten. 
Ernst Blochs melodramatisches Philoso­
phieren mag dem. an romanischen Mu­
stern Geschulten abenteuerlich, ja degou­
tant erscheinen wie Nietzsches Zarathu­
stra-Stil - die poetische Kraft dieses 
jeanpaulisierenden Marxisten soll den­
noch nicht verkannt werden. Die Kohor­
te der Nachredner und Nachbeter aber? 
Der lange Zug der Nitsch, Meschkat, 
Preuß, Kadritzke, Le:tevre, Rabehl und 
anderer poetae minores im Revolutions­
chor? Wahrlich. wie die Meister sich räus~ 
pern und spucken, haben sie mehr oder 
minder gut gelernt, die Fußangeln der 
Eigentlichkeit vermeiden sie, das dialek­
tische Vokabular handhaben sie ungelenk, 
aber bemüht, das Reflexivpronomen set­
zen sie brav ans Ende. Sonst aber? Ich 
wUßte keinen, dessen Sprache sich mir 
durch einen persönlichen Zug, einen Fun-

ken der Originalität und Unverwechsel­
barkeit eingeprägt hJltte. Stattdessen ein 
klischeehaft erstarrtes, bösartig trom­
melndes Deutsch, eine Formelsprache, 
deren Zweck nicht Mitteilung, sondern 
Deklamieren und Übertäuben ist. 
Schließt man von der Sprache, der gei­
stigen Äußerung, auf die Potenz und Ori­
ginalität der Rebellen, so ist die Bilanz 
dürftig. Zu vieles ist austauschbar; zu 
schwach ist, bei beträchtlicher Lautstär­
ke, die persönliche Tönung, zu sehr läuft 
die Sprache in starren Schienen und Mu­
stern des Vorgedachten. Freilich, die 
Aktion will nicht sprechen, sondern han­
deln. Literarische Genauigkeit ist nicht 
ihre erste Sorge. Wo aber das Handeln 
nur die Blöße des Gedankens deckt, wo 
die Flucht in die Aktion die Frage, um 
welche Aktion es sich eigentlich handle, 
untergehen läßt, wo der furor teutonicus 
herrscht und die Atmosphäre von Kinder­
kreuzzugundmorbus sacer sich verbrei­
tet, da wird die Bodenlosigkeit des poli~ 
tischen Aktivismus um so rascher deut­
lich. 
Ob wir es in den nächsten Jahren noch 
erleben werden, daß sich die ''Bewegung" 
auf reale Ziele, auf Erreichbares einübt, 
statt im Scheitern der Aktionen des Al­
les oder Nichts das Utopia des Gedan~ 
k.ens zu genießen? Daß sie einhält bei dem 
Gedanken, daß "alle absolute Tätigkeit 
zuletzt bankrott macht" (Goethe)? Es 
wäre ein Sieg humaner Nüchternheit, ein 
Sieg der Reform über den politischen 
Aktivismus. 
Die politische Bildung ist, ebenso wie die 
politische Praxis, durch die Vorgänge die­
ses Jahres unmittelbar herausgefordert -
stärker als in früheren Jahren, als man 
sich, in oft idyllischen Exerzitien, auf die 
,,Einübung" in eine funktionierende, all­
gemeinerZustimmung sichere "demokra~ 
tische Ordnung" beschränken konnte. 
Ihre Schwierigkeit liegt darin, daß ihr 
Gegenstand ins Schwanken geraten ist, 
daß, was Demokratie ist, sein kann, sein 
soll, in der heutigen Krise immer mehr 
zur Diskussion gestellt wird. 
Die alten Konzeptionen politischer Bil­
dung- Konzeptionen der ,,Partnerschaft'', 
des "verantwortlichen Staatsbürgers", des 
.,mündigen Staatsbürgers" oder des 
"Konflikts" - lagen gewiß in einem wei­
ten Spannungsbogen unterschiedlich ak­
zentuierter Vorstellungen von Demokra­
tie; aber sie drängten aus dem Rahmen 
der freiheitlich-demokratischen Grund­
ordnung unserer Verfassung nicht heraus, 
während heute die rätische oder stlln-
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disehe Transformation unserer Demokra­
tie nicht nur als fernes Menetekel an der 
Wand steht, sondern täglicher Gegen­
stand des Streits in der leidenschaftser­
füllten Atmosphäre von Akademien, 
Hochschulen, Jugendgruppen, Schulen 
und politischen Gremien ist. 
In dieser Situation ist nichts nötiger als 
Nüchternheit, Verstandesld1hle gegen lau­
te Emotion und die so seltene wie unent­
behrliche Gabe der Unterscheidung der 
Geister. Unsere Demokratie darf weder 
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das Opfer der Reformverweigerer noch 
die Beute der Revolutionsschwärmer 
werden. Sie muß von ihren Treublindem 
und Verwaltern, und das sind wir alle, 
verteidigt werden. Die Akademie für 
Politische Bildung gibt in ihrer gesetzli~ 
eben Ordnung wie in ihrer lebendigen 
Tätigkeit ein Beispiel, wie sich ein Kon­
sens in der Demokratie gerade dann zu 
bilden vermag, wenn man Konflikt und 
Gegensatz der politischen und gesell­
schaftlichen Kräfte nicht ausschaltet, son-

Verfassungspatriotismus 
"Mit Krallen und Zähnen festhalten" 

Dolf St~mberger 

Beim 25jährigen JubUilum Im Plenar­
saal des Bayerischen Landtags am 29. 
Juni 1982 warf Prof. Dr. Dr. Dolf 
Sternberger ein seither vielfach aufge~ 
gritTenes Stichwort in die Diskussion: 
"Verfassungspatrlotismus". 
Es wäre nicht schwer, eine gute Zahl be~ 
deutender französischer Autoren, Dich­
ter und Philosophen der Aufklärungs~ und 
natürlich auch der Revolutionszeit anzu­
führen, die sämtlich eben diese ursprüng­
liche Verknüpfung des Patriotismus mit 
der bürgerlichen Freiheit und mit der 
Verfassung bezeugen, wie sie den Be­
wunderem und Nachahmern der altrömi~ 
sehen Republik in deren idealischem Bil~ 
de vor Augen stand. Aber ich ziehe den 
deutschen Autor vor- sein Zeugnis ist viel 
überraschender und vor allem, es steht 
uns näher, seine Sprache dringt uns tie­
fer ins Ohr und ins Gemüt Ich führe von 
diesem deutschen Autor, Thomas Abbt, 
nur zwei Sätze an, um zu zeigen, von 
welcher Art dieser ursprüngliche Patrio­
tismus war, ebender, von dem es gilt, daß 
er älter ist als der Nationalismus. 
Der erste Satz: "Die Stimme des Vater~ 
landes kann nicht mehr erschallen, wenn 
einmal die Luft der Freiheit entzogen ist." 
Das ist wie ein Echo des noch ein Jahr~ 
hundert älteren Satzes von La Bruy~re: 
"Es gibt kein Vaterland in der Despotie.'' 
Die Stimme des Vaterlandes kann nicht 
mehr erschallen, wenn einmal die Luft 
der Freiheit entzogen ist. Eine ergreifend 
einfache Formel für eben die Erfahrung, 
die wir selber in der Hitlerzeit und zumal 
im Kriege gemacht haben. Vielleicht sind 
unsere Ohren heute etwas mißtrauisch 
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gegen das Pathos solchen Ausdrucks. Ich 
möchte es gleichwohl vermeiden, diesen 
Satz etwa in klanglose moderne Redewei~ 
se zu übersetzen und vertraue darauf, daß 
Sie auch aus diesem vollen Ton die schar~ 
fe Erkenntnis heraushören. 
Noch einen zweiten Satz möchte ich Ih~ 
nen nahebringen aus dieser Schrift. (Tho~ 
mas Abbt war 23 Jahre alt, als er sie ver~ 
faßte): "Wenn mich die Geburt oder mei­
ne freie Entschließung mit einem Staate 
vereinigen, dessen heilsamen Gesetzen 
ich mich unterwerfe, Gesetzen, die mir 
nicht mehr von meiner Freiheit entzie­
hen als zum Besten des ganzen Staates 
nötig ist, alsdann nenne ich diesen Staat 
mein Vaterland." 
Hier haben Sie vollends den reinen Aus~ 
druck eines streng und ausschließlich 
politischen, genauer gesagt: eines verfas­
sungspolitischen Vaterlandsbegriffes. 
Von Volk und Land ist gar keine Rede. 
Einzig von den Gesetzen des Staates und 
von der Freiheit der Person. Sie verste­
hen, meine Damen und Herren: Ich habe 
diese vergilbten Blätter der deutschen 
Literatur des 18. Jahrhunderts nicht auf~ 
geschlagen, um die Wandlungen des 
Vaterlandsbegriffes und die Geistesge~ 
schichte des Patriotismus um ihrer selbst 
willen nachzuskizzieren, vielmehr um an 
einem schönen Exempel und eben einem 
deutschen Exempel darzutun, daß es ei­
nen politischen Patriotismus oder doch 
eine politische Vorstellung von Patriotis­
mus gegeben hat, längst bevor er sich auf 
die Nation und auf den Nationalstaat fi~ 
xiert hat. 
Wir werden dieses ältere und ursprüngli~ 
chere Verständnis von Patriotismus ge­
wiß nicht ohne Verwandlung zu unserer 

dem einrechnet, wenn man also demo­
kratische Ordnung im realen, nicht im 
idealistischen Sinne nimmt. Daß ihr dies 
auch in Zukunft gelinge und daß sie da­
mit den pädagogischen Schlüssel finde 
zu den Herzen der zwischen Skepsis und 
Hoffnung hin- und hergerissenenjungen 
Generation, den Schlüssel zur Beschwö­
rung der Krise, nicht nur zur Beschwich­
tigung, zum Helfen, nicht nur zum 
Gesundbeten - das ist unser Wunsch an 
diesem Tag. 

Maxime machen. Wir werden das krie­
gerische Motiv, wir werden die altrömi­
sche Attitüde streichen, den Heroismus 
reduzieren. W1r werden gewiß auch ein 
Element natürlicher Heimatlichkeit wie~ 
der einführen, das dort in dieser radikal 
rationalen Bestimmung gänzlich vermißt 
wird. Aber es bleibt dabei, das Vaterland 
ist nicht der Mutterschoß, kein dunkles 
mythisches und mystisches Wesen, wor­
in alle Personalität, alle individuelle Frei­
heit, versänke. Das Vaterland ist ganz im 
Gegenteil gerade dadurch ausgezeichnet, 
daß wir darin die Luft der Freiheit atmen 
können, das heißt, mit Abbts Worten: 
dank seinen heilsamen Gesetzen. "Geset~ 
ze" ~ dies ist das Wort Montesquieus, der 
den "Geist der Gesetze" geschrieben hat, 
Gesetze, das heißt in moderner Sprache: 
die Verfassung. 
Das ist nun der andere Teil unseres zu­
sammengesetzten Titelwortes, die Verfas­
sung, welche dem Patriotismus den Halt 
und den Gehalt verleiht oder doch ver~ 
leihen soll. Es ist wohl deutlich, daß ich 
mit der Verfassung nicht das juristische 
Dokument als solches, etwa das Bonner 
Grundgesetz mit allen seinen 146 Arti­
keln meine, welchem eine patriotische 
Anhänglichkeit zu widmen wäre, oder die 
Verfassung des Freistaates Bayern mit 
ihren 188 Artikeln. Eher schon könnte 
jene ''freiheitliche demokratische Grund~ 
ordnung" eine solche Anhänglichkeit von 
Loyalität wecken und erwarten lassen, 
welche das Bundesverfassungsgericht 
seinerzeit definiert hat: es sei das (ich 
zitiere das Bundesverfassungsgericht) 
"eine Ordnung, die unter Ausschluß jeg­
licher Gewalt- und Willkürhemchaft eine 
rechtsstaatliche Herrschaftsordnung auf 



der Grundlage der Selbstbestimmung des 
Volkes nach dem Willen der jeweiligen 
Mehrheit und der Freiheit und Gleichheit 
darstellt". Aber auch in solch einer Cha­
rakteristik des allgemeinen Wesens der 
Grundordnung sind wohl noch zu viele 
abstrakte, rechtsdogmatische Begriffe 
untergebracht, als daS sie insgesamt ir­
gendeine starke Empfindung hervorzuru­
fen imstande wären. Und das war ja na­
türlich auch nicht der Sinn der höchst­
richterlichen Formulierung. 
Der moderne Verfassungsstaat ist aller­
dings ein recht kompliziertes Gebilde. Es 
kann nicht genügen, die ehrwürdigen 
Begriffe und Parolen der Freiheit und der 
Gleichheit aufzurufen, worin doch die 
Begeisterungen, die Aufschwünge und 
die Blutopfer des Okzidents in zwei Jahr­
hunderten sich niedergeschlagen haben. 
Noch auch können wir uns mit dem gro­
ßen Wort "Demokratie" ganz zufrieden 
geben, das so lange und so weithin über­
all im Westen als ein Synonym für den 
Verfassungsstaat gebraucht wurde, bis es 
plötzlich in den Köpfen und Mündern 
aufbegehrender Gruppen, spätestens 
Ende der sechziger Jahre, einen kämpfe­
rischen, radikalen, revolutionären Klang 
annahm, so daß man sich verwirrt umsah 
und sich fragen mußte, was denn an die­
semallgemeinen Sprachgebrauch falsch 
sei oder was man an der Verfassung über­
sehen hätte, wenn man sie demokratisch 
nannte. 
Nun hieß es und heißt es bis heute noch 
immer, es müsse mehr "Basisdemokratie" 
zur Geltung kommen, und es gewann den 
Anschein, daß studentische Vollver­
sammlungen, Massenveranstaltungen, 
zumal Demonstrationen, die eigentlichen 
demokratischen Formen und Einrichtun­
gen seien, während die Parlamente, Ka­
binette und Senate durch die Bank in den 
Verdacht gerieten, Herrschaftsapparate 
und Herrschaftsinstrumente zu sein. Wie 
denn überhaupt seit zehn oder fünfzehn 
Jahren so viel von "Herrschaft" und von 
den "Herrschenden" zu hören ist, und 
zwar in empörtem Ton und im Sinne des 
Widerstands, wie kaum je zuvor, jeden­
falls nicht zuvor unter so liberalen und 
so generösen Verhältnissen wie den uns­
rigen. 
Die Verfassung besteht auch nicht nur aus 
Grundrechten, wie so viele meinen, die 
sich entweder ahnungslos oder auch li­
stig, bisweilen arglistig, auf die Verfas­
sung berufen, indem sie sie aus den An­
geln zu heben versuchen. Eine Verfas­
sung, die nur aus Grundrechten bestün-
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de, wäre weit entfernt davon, eine De­
mokratie zu begründen. Sie lieferte die 
Gesellschaft vielmehr der absoluten An­
archie aus. Menschenrechte sind nur ein­
lösbar als Bürgerrechte innerhalb eines 
Staates, nämlich eben eines Verfassungs­
staates. Viele reden von "der" Demokra­
tie mit einem gewissermaßen utopischen 
Unterton, als wäre das eine Lebensart und 
Lebensform jenseits aller Staatlichkeit, 
überdies auch höher und besser als alle 
Staatlichkeit. Aber es kann auch eine 
Demokratie nur geben als Staat, als de­
mokratischen Staat eben, oder um es zu­
treffender und sorgfllltiger auszudrücken, 
als ein Element im Ganzen des Verfas­
sungsstaates oder als eines der Kennzei­
chen des Verfassungsstaates. In diesen 
Demonstrationsexzessen scheint immer 
ein Element von Chiliasmus zu vibrieren 
oder wenn ich hier Luther zitieren darf, 
von "Schwarmgeisterei", wie er derglei­
chen nannte, als solle von hier und heute 
das Tausendjährige Reich anbrechen, was 
übrigeru; vielfach auch zu den Zielen und 
Parolen stimmt, die da verkündet werden. 
Und wenn nicht das Tausendjährige 
Reich anfangen könne, so solle jedenfalls 
der Staat aufhören. Es ist offenbar eine 
schwierige und mühsame Erkenntnis, daß 
auch Demokratie nur als Staat wirklich 
werden kann und das heißt eben, im Gan­
zen einer Verfassung. 
Kurz, Demokratie ist ein Element der 
Verfassung, ein fundamentales sogar, 
denn es ist das Volk, vor allem als Wäh­
lerschaft, welches allein die handelnden 
Staatsorgane zu legitimieren vermag und 
in Wahlen vor allem aktualisiert sich das 
demokratische Verfassungselement Das 
ist eine vergleichsweise stille und un­
scheinbare Tätigkeit, aber eine bedeuten­
de, wenn sie verantwortlich geübt wird, 
genauso bedeutend wie Gesetzgebungs­
akte des Parlaments oder Haushalts­
entscheidungen des Kabinetts. Aber doch 
gibt es keine Wahl ohne Wahlvorschlä­
ge, und die Vorschläge werden heute der 
Wllhlerschaft von den politischen Partei­
en und ähnlichen Körperschaften vorge­
legt, die allgemeine Wählerschaft hat 
darauf wenig Einfluß, von den primaries 
in den Vereinigten Staaten für den Au­
genblick einmal abgesehen. Schon dar­
um ist dem demokratischen Verfassungs­
faktor ein oligarchischer beigemischt; 
immer und überall gibt es eine besonde­
re Schicht oder Klasse des politischen 
Personals, man findet es namentlich in 
den Parteien konzentriert, ob etabliert 
oder noch im Kommen. 

Die Bürger müssen ihre kostbare Wahl­
gewalt mit dieser politischen Klasse tei­
len, die in den Parteien (in den Parteien -
auf den Plural kommt es an) konzentriert 
ist und auf allen Ebenen der Staats­
organisation in Erscheinung tritt Und das 
ist nicht einmal ein Mangel. Es tut zwar 
der Demokratie im Wortsinne der "Volks­
herrschaft" Abtrag und das ist gewiß zu­
zeiten äigerlich- man will einmal andere 
Gesichter sehen als diejenigen dieser 
Oligarchen - oder gar keine Gesichter -
oder nur das eigene. Daß die Vielen, sage 
ich, darauf angewiesen sind, von den 
Wenigen repräsentiert und geführt zu 
werden, tut wohl der Demokratie Abtrag, 
nicht aber der Verfassung. Der einsichti­
ge Verfassungsanhänger fmdet sich in 
diese notwendige Wechselbeziehung und 
in dieses notwendige Widerspiel zwi­
schen Demokratie und Oligarchie hinein, 
denn seine Freiheit, unser aller Freiheit, 
ist gerade auf diese Weise am ehesten 
gewährleistet. Besser jedenfalls als wenn 
nur eine einzige Gewalt das Geschick des 
Staates bestimmte - und wäre es die des 
Volkes. 
Ein solcher Verfassungsstaat ist ein kom­
pliziertes Gebilde. Eine Diktatur, eine 
Parteiherrschaft ist einfacher beschaffen. 
Sie sieht jedenfalls einfach aus, ist aber 
undurchsichtig. Der Verfassungsstaat ist 
kompliziert, aber durchsichtig. Durch­
sichtig dank der Freiheit der Infonnati­
on. Allerdings gehört auch eine gewis-

. sen Mühe dazu, die Informationen auf­
zunehmen und insofern ist es ganz gut 
verständlich, daß immer wieder Bewe­
gungen entstehen, die aus diesen kom­
plizierten, gemischten, Zusammenge­
setzen Verfassungsverhältnissen auszu­
brechen tendieren in die Simplizität der 
kollektiven Willensbekundung in der 
Volksversammlung, mit ihrer beglücken­
den Erregung: Das haben wir gesehen von 
der außerparlamentarischen Opposition 
der sechziger Jahre bis zu den Alternati­
ven und zur Friedensbewegung unserer 
Tage. 
Der moderne Verfassungsstaat ist ge­
kennzeichnet durch die Achtung und tä­
tige Bewahrung von fundamentalen per­
sönlichen und kollektiven Freiheiten; 
durch repräsentative Körperschaften als 
handelnde Organe und durch bürgerliche 
Wählerschaften, die einzig und allein die­
se Organe legitimieren; durch kontrollier­
te Regierung, gesetzliche Verwaltung und 
unabhängige Gerichtsbarkeit; durch of­
fene gesellschaftliche Rekrutierung der 
Führungseliten; durch Wechsel in den 

---------------------
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Ämtern nach vereinbarten Spielregeln; 
durch stetige öffentliche Information und 
Diskussion; durch die legitime Möglich­
keit des Widerspruchs und der Oppositi­
on; durch mannigfache Arten der bürger­
lichen Teilnahme am Regierungsprozeß 
mit Hilfe der Vereine, Verbände, Partei­
organisationen und warum nicht auch der 
Bürgerinitiativen; durch die Mehrzahl, 
die Pluralität, den Streit und Wettstreit der 
Parteien mit ihren Parolen, Programmen 
und ihrem Personal. 
Auch wir Deutschen brauchen unsere 
nationale Zusammengehörigkeit wahr­
haftig nicht zu vergessen, geschweige die 
Zugehörigkeit derer, die gerade in einem 
unfreien Staate leben müssen und "die 

NrJ 
Termin 

37 
05.05.-
07.05.97 

Despotie gewährt kein Vaterland", wie 
jener französischer Autor gesagt hat. 
Aber ich wünschte umso mehr und gera­
de deswegen, daß wir unseren Platz in 
dieser unserer Verfassung einnehmen, 
daß wir mit Krallen und Zähnen daran 
festhalten, daß wir nicht leichtsinnig und 
weichmUtig etwa die Sicherung wegwer­
fen oder auch nur wegschieben, in der 
Erwartung, die Freiheit selber in der Hand 
behalten zu können. Sie ist anders nicht 
zu haben, als in diesem Panzer! Daß wir 
uns auch nicht versuchen lassen, auszu­
ziehen aus der Verfassung um der Nati­
on und ihrer Vollständigkeit willen. Ich 
wünschte zudem, daß wir der Verfassung 
unsere Anhänglichkeit auch bezeugten. 

Veranstaltungen 

Mai 

Verfassungsfeinde haben wir kennenge­
lernt. Kennen wir auch die Verfassungs­
freunde? 
Ich wünschte, die Gelegenheit und der 
Wille fände sich, daß auch die Verfas­
sungsfreunde einmal auf die Straße gin­
gen und die Demonstrierdemolcraten be­
schämten durch die Macht ihres Patrio­
tismus. Die Polarisierung der politischen 
Parteien und ihres Wähleranhangs ist 
kein Unglück, solange ihre Zusammen­
gehörigkeit im Verfassungsleben nicht in 
Vergessenheit oder in Verfall gerät. Auch 
das wäre an der Zeit: die gemeinsame 
Verfassungsloyalität der Bürger und ih­
rer Parteien einmal öffentlich sichtbar zu 
machen. 

Kooperationspartner I Zielgruppe Tagunpteam 

Deutscher Hausfrauenbund Bayern Leitung: Willenborg 
(DHB) Tag.-Sekretllrin: Bäuerle 

"081581256-46 

38 Buropa in der Krise? Aufgaben und Proble- Tagung mit dem Bildungswerk der Lei tung: Diemerll'schek 
Sekretärin: Sittkus 
58/256-49 

12.05.- me nach dem Vertrag von Maastricht 
15.05.97 
-
39 Germany Today 
12.05.-
15.05.97 

40a Aktuelle Problemfelder der 
23.05. Internationalen Politik 

t--- -
40 Die Wahrnehmung der eigenen Zeit. 
20.05.- Symposium zur Zeitdiagnose 
22.05.97 

41 Demokratie nach 1989 
26.05.-
28.05.97 
-

41a27.05. Politische Bildung mit Maß und Ziel 
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DAG in Bayern e.V. 

in Kooperation mit der Atlantik-
Brücke e.V., Harnburg 

FH Benediktheuern 

für Lehrer, Journalisten, Wissen-
schaftler 

Bundeswehr 6. Gebirgsbataillon 

FHMünchen 

Tag.-

"081 

Lei tu ng: Groseh/Burmeister 
-Sekretllrin: Biuerle 

581256-46 
Tag. 
"081 

ng: Piazolo 
Sekretllrin: Heinz 

58/256-50 

Leitu 
Tag.-
'lr081 

Lei tung: Hättich 
Selcretärin: Leisching/Riewendt 

58/256-47 
Tag.-
"081 

ng:Maruhn 
-Sekretllrin: Heinz 

581256-50 

Lei tu 
Tag. 

1 "081 

ng: Diem.er/Piazolo 
Sekretllrin: Blluerle 

58/256-46 

Lei tu 
Tag.-

1 ., o81 



Veranstaltungen 

Juni 
...--

NrJ Thema Kooperationspartner I Zielgruppe Tagungsteam 
Termin I 
42 Das Recht im täglichen Lehrer/innen an Hauptschulen Leitung: Piazolo!Zimmennann 
02.06.- Leben I Menschenrechte Tag.-Sekretärin: Heinz I 06.06.97 "08158/256-50 

r-

43 Medien und Politik: Volontäre der Bayerischen Leitung: Sehröder 
02.06. - Recherchetraining Journalistenakademie Tag. -Sekretärin: Bäuerle 
06.06.97 "08158/256-46 

-
45 Die Rolle der Ethik in der Akademie für Lehrerfortbildung, Leitung: Diemer!Prankel 
09.06.- Internationalen Politik Dillingen; für Ethik- und Soziallcun- Tag.-Sekretllrin: Heinz 
12.06.97 de-Lehrkräfte tr 08158/256-50 

47 Kochen - Kalkulieren- Koordinieren? Das I Bundesverbandhauswirtschaftlic~ Leitung: Willenborg 
13.06. - I bauswirmchaftlicbe BmJfsfeld im Wandel Fach- und FUhrungskräfte (bhf) Tag.-Sekretärin: Bäuerle 
15.06.97 "08158/256-46 

I 

48 Fachtagung für Leitung: Piazolo!Dnnefeld Datenschutz in Europa: 
13.06.- Eine Rechtsgemeinschaft im Umbruch? Fachhochschulstudenten Tag.-Sekretärin: Heinz 
15.06.97 

I 
"08158/256-50 

-

49 Konzept N achhaltigk.eit- Der Zwischenbericht J Konferenz für Experten aus Politik, Leitung: Willenborg 
17.06.- der Enquete-Kommission "Schutz des Men- Verwaltung, Wissenschaft u. Inter- Tag.-Sekretärin: Bäuerlc 
18.06.97 =• und der Umwelr' in Analyse undKritik, csSCDgrUppen "08158/256-46 

- -
51 Justiz im Zwielicht- Ihre Rolle in Diktaturen für Historiker, Juristen ~d Leitung: Piazolo/Weber 
19.06. - und die Antwort des Rechtsstaates Journalisten Tag.-Sekretärin: Heinz 
21.06.97 tr 08158/256-50 

-- I 

. K . . . de Akademi fUr 1 . S hröder/Li 52 Massenmedien und Politik. m ooperation nut r e Le1tung: c ppert 
23.06.- Lehrerfortbildung, Dillingen; ft1r Sozi- Tag.-Sekretärin: Heinz 
27.06.97 alkunde-, Deutsch- und Geschichtslehrcr "08158/256-50 

53 Sozialstaat wohin? Drei bayerische Frauenverbände Leitung: Weber/Diemer 
23.06.- Tag.-Sekretllrin: Bluerlc 
25.06.97 "08158/256-46 

~ 

54 Akademiegespräch im Landtag Leitung: Oberreuter 
24.06.97 Tag.-Sckretärin: Leisehing 

I tr 08158/256-47 
I 

56 Jugend ohne Politik.- Politik ohne Jugend? Workshop mit den Nachwuchs- Leitung: Kranenpohl 
27.06. - Organisationen der politischen Par- Tag.-Sekrctärin: Bäucrlc 
28.06.97 teien (JU, Jusos, Julis, JUKS) tr 08158/256-49 

I I 
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Veranstaltungen 

Juli 

NrJ Thema Kooperationspartner I Zielgruppe Tagungsteam 
Termin 

57 Ästhetik der Macht Akademie für Lehrerfortbildung, Dil- ~: I>iemer 

30.06.- lingen; Fortbildungsseminar tur Leb- Thg.-Sekretärin: Heinz 
04.07.97 rer der Fächer Geschichte und Kunst !I' 08158/256-50 

-
58 Die Neuordnung Europas LZ für Politische Bildung Bayern Leitung: Grosch/Rupp/Hesse 
01.07.- und Baden-WUrttemberg; filr Polit. Tag.-Sekret!rin: Biuerle 
03.07.97 Erwachsenenbildner u. Bundeswehr !I' 08158/256-46 

60 Gennany after Unifi.cation Institut für Auslandsbeziehungen, Leitung: Grosch 
CY7.07.- Stuttgart; für amerikanischeund ka- Tag.-Sekretllrin: Heinz 
14.CY7.97 nadische Lehrkräfte !I' 08158/256-50 

61 Politische Eliten Studenten der Universität Passau Leitung: Oberreutet 
07.07.- Tag.-Sekretärin: Sittkus 
10.07.97 I !I' 08158/256-49 

64 Leben in der Mediengesellschaft: Mitarbeiterinnen des KID Leitung: I>iemer 
15.CY7. - Aufgaben und Probleme Thg.-Sekretärin: Bäuerle 
17.07.97 !I' 08158/256-46 

65 Probleme der Sozialkunde mit Studienseminaren aus berufli- Leitung: Wlllenborg/Krauss-Pellens 
18.07.97 an beruflichen Schulen eben Schulen Tag.-Sekretlrin: Sittkus 

(Zweitfach Sozialkunde) !I' 08158/256-49 

-

August 
-

I Thema NrJ Kooperationspartner I Zielgruppe Tagungsteam 
Termin 

69 Bildungssysteme und Lehrerverbände Mandatsträger des Pennsylvani- Leitung: Grosch 
3l.CY7.- sehen und des Bayerischen Lehrer- Thg.-Sekretllrin: Heinz 
08.08.97 verbaudes 'lt 08158/256-50 

71 Ferienseminar I für Sozial- und Geschichtslehrer an Leitung: Weber 
04.08. bayerischen Schulen Tag.-Sekretllrin: Heinz 
07.08.97 !I' 081581256-50 

I I 

72 Ferienseminar II Lehrer aller Schularten Leitung: Piazolo 
08.08.- Tag.-Sekretllrin: Heinz 
11.08.97 'lt 08158/256-50 
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Veranstaltungen 

September 

NrJ Thema Kooperadonspartner I Zielgruppe Tagungsteam 
Termin 

I 
-

75 Kommunismus und Sozialdemokratie - eine Kurt-Schumacher-Gesellschaft e.V. Leitung: Maruhn/Renger 
05.09. - Jahrhundert-Konfrontation II Tag.-Sekretärin: Bluerle 
07.09.97 'Ir 08158/256-46 

76 Ferienseminar m Lehrer aller Schularten Leitung: Maruhn 
09.09.- Tag.-Sekretlrin: Heinz 
12.09.97 'Ir 08158/256-50 

Datenschutz ln Europa - Eine Rechtsgemeinschaft Im Umbruch? 

13. bis 15. Juni 1997 

Der Datenschutz in Buropa steht vor neuen Herausforderungen. Ein Datenschutzkonzept, das auf den nationalen Rahmen be­
schränkt ist, greift angesichts der Dezentralisierung, Vemetzung imd Entgrenzung von Datenverarbeitung zu kurz. Richtlinien 
der EG zum Datenschutz und fUr die Telekommunikation wollen den möglichen Gefährdungen der informationellen Selbstbe­
stimmung aus Staat, Gesellschaft und Technik begegnen und sicherstellen, daß selbstbewußtes Handeln auf dem freien Markt 
nicht durch fremdes geheimes W'lSSen gestört wird. Wie wirken sich diese Regelungen in der Praxis aus'? Die Tagung beschäftigt 
sich mit dem europäischen Datenschutzrecht und seinen Folgeerscheinungen. 

Justiz im Zwielicht 

19. bis 21. Juni 1997 

Diktaturen des 20. Jahrhunderts ähneln sich in einem wichtigen Punkt: Sie bemächtigten sich frühzeitig der überkommenen 
Justizapparate und nutzten insbesondere die Strafjustiz ft1r die Verfolgung ihrer politischen Gegner. Bei der Tagung geht es um 
eine vergleichende Betrachtung der Funktion der Justiz als Instrument der Herrschaftssicherung in verschiedenen diktatorischen 
Systemen und vor allem auch um die wieder aktuell gewordene Frage nach den Möglichkeiten einer rechtsstaatliehen Ahndung 
von Justizverbrechen nach dem Zusammenbruch der Diktaturen. Die doppelte Diktaturerfahrung in Deutschland steht dabei im 
Mittelpunkt, doch werden auch Erkenntnisse über andere Länder aufgegriffen. Es soll auch geprüft werden, inwiefern die den 
Diktaturen nachfolgenden Rechtsstaaten die Aufarbcitung der justiticllen Altlast als Aufgabe erkennen, zu welchen Ergebnissen 
sie kommen und wie diese zu bewerten sind. 

Kommunismus und Sozialdemokratie- eine Jahrhundertkonfrontation 

5. bis 7. September 1997 

Der geistige und mörderische Kampf zwischen Diktatur und Demokratie, zwischen der "offenen Gesellschaft und ihren Fein­
den", hat das verwiirende Doppelgesicht Europas im 20. Jahrhundert geprägt. Der unüberbriickbare Konflikt zwischen demokra­
tischem und antidemokratischem Denken war die zunächst instinktiverfaßte Ursache des russischen Schismas zwischen Bolschcwiki 
und Menschewiki am Beginn des Jahrhunderts. Daraus folgte die bis heute andauernde spezifische Feindschaft zwischen Kom­
mJ.J.Dismus und Sozialdemokratie. Die Thematisierung dieser gewichtigen Komponente des europäischen Widerspruchs fUgt sich 
in die jahrelange intensive Bearbeitung der doppelten Diktaturerfahrung der Deutschen durch die Akademie ein. Doch auch bei 
der nützlichen Betrachtung der "Gegenbilder" geht es nicht in erster Linie um Spezialkenntnisse bezüglich des Mechanismus der 
"modernen" Diktatur oder messianisch-antidemokratischer Strömungen, sondern um Wege zur vertiefenden Erörterung der Fun­
damente pluralistischer Demokratie. 
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Tagungsbericht 

"Bereit sein zu Veränderungen" 
Ministerpräsident Edmund Stoiber spricht ln Tutzing 

Eine Thema von grundlegender, zu­
kunftsorlentierter Bedeutung haben 
die Akademie ftlr Politische Bildung 
und der Bayerische Rundfunk zum 
Gegenstand einer gemeinsamen Ta· 
gung im Januar 1997 in Thtzing ge­
macht: "Der bezahlbare Wohlstand­
Auf der Sudle nadl einem neuen Ge­
sellschaftsvertrag", lautete der Titel 
der Veranstaltun&. Im Zentrum der 
Vorträge und der abschließenden 
Expertendiskussion standen Lösungs­
ansätze zu aktuellen und grundsätz· 
Iichen Problemen der gesellschaftli· 
eben und politischen Entwicklung. 
Auf die Chancen und Risiken durch 
den Globali8lerungsprozeß wies Mi­
nisterpräsident Dr. Edmund Stoiber 
in seinem Referat "Kann die Demo­
kratie überleben? Politische Antwor­
ten auf Gefährdungen im global 
vtllage" hin: 
Das Zeitalter der nationalen Volkswirt­
schaften wird zunehmend durch ein Zeit­
alter der Weltwirtschaft abgelöst. Die 20 
größten Unternehmen der Welt setzen 
mehr um, als die 80 ärmsten Länder ins­
gesamt erwirtschaften. Ausgelöst durch 
den Zusammenbruch des Ostblocks, zu­
nehmend offenere Märkte und die mo­
derne Kommunikationstechnik erlebt die 
Welt einen bisher so nicht gekannten glo­
balen Wettbewerb: Kapital, Unterneh­
men, Know How und Arbeitnehmer kon­
kurrieren fast grenzenlos miteinander. 
Die Arbeit wird weltweit neu verteilt: Es 
wird Gewinner und Verlierer geben. Über 
die wirtschaftlichen und sozialen Auswir­
kungen dieser Entwicklung und die Kon­
sequenzen für unsere Wettbewerbsfähig­
keit wird derzeit heftig debattiert. Verlie­
ren wirimmermehr Arbeitsplätze? Bleibt 
das soziale Netz finanzierbar? Hinter 
diesen wirtschaftlichen und sozialen Fra­
gen steckt aber mehr: hn Kern geht es 
um einen Wettbewerb der politischen 
Systeme, um einen Wettbewerb auf allen 
Gebieten menschlicher Zivilisationen 
und Kulturen. 
Der Harvard-Professor Samuel P. Hun­
tington nennt sein neues, viel beachtetes 
Buch über die Weltpolitik im 21. Jahr­
hundert "Kampf der Kulturen". Eine 
breite Debatte über positive und negati­
ve Aspekte dieser Entwicklung hat aber 
noch nicht eingesetzt. Der Globalisierung 
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müssen wir uns stellen, sie ist unaus­
weichlich, ob wir wollen oder nicht. Da­
her müssen wir auch über mögliche ne­
gative Folgen der Globalisierung für un­
sere Demokratie diskutieren, wenn wir 
ihnen rechtzeitig begegnen wollen. 
Wohin geht die Entwicklung in Westeu­
ropa, in Deutschland? Müssen wir Aus­
wirkungen der wirtschaftlichen Verände­
rungsprozesse auf unser politisches Sy­
stem befürchten? Sitzt die Demokratie in 
der Falle, wie Hans-Martin Peter und Ha­
raid Schumann in ihrem Buch "Die 
Globalisierungsfalle" schlußfolgern? 
''Wettbewerbsfähigkeit, soziale Kohäsi­
on und politische Freiheit miteinander zu 
verbinden, erscheint leider wie die Qua­
dratur des Kreises", sagt RalfDahrendorf 
und warnt mit Blick auf Jörg Haider, Jean 
Marie Le Pen und Silvio Berlusconi vor 
einer Renaissance des Nationalen, des 
starken Staates mit starken Männemund 
einem Angriff auf den politischen Libe­
ralismus in Deutschland und Europa. 
Die wirtschaftlichen und sozialen Proble­
me werden in Deutschland immer gravie­
render: Über vier Millionen Menschen 
suchen derzeit Arbeit, so viele, wie seit 
dem Krieg nicht mehr. Gleichzeitig drän­
gen immer mehr Firmen ins Ausland. 
Allein 1995 sind in der Metallindustrie 
in Deutschland 142.000 Arbeitsplätze 
verloren gegangen. Der wirtschaftliche 
und soziale Reform- und Veränderungs­
zwang infolge des internationalen Wett­
bewerbs ist in Deutschland gewaltig: die 
weltweit höchsten Arbeitskosten, die aus­
geuferten und kaum noch bezahlbaren 
sozialen Sicherungssysteme, die Gesamt­
verschuldung der öffentlichen Hand von 
mittlerweile 2000 Milliarden Mark, die 
komplizierten Gesetze und Verwaltungs­
verfahren und die weltweit höchste 
Richterdichte zwingen uns zu tiefgreifen­
den und für den Bürger spürbaren Verän­
derungen. Wtr arbeiten daran derzeit auf 
allen Ebenen mit Hochdruck. 
Neben den notwendigen nationalen Kon­
sequenzen liegt eine Antwort in Europa. 
Angesichts der zunehmenden Globalisie­
rung müssen sich die europäischen Staa­
ten ihrer Gemeinsamkeiten bewußt wer­
den. Deutschland allein, Frankreich al­
lein, Italien allein können im internatio­
nalen Wettbewerb weder ein ernstzuneh­
mendes wirtschaftliches noch ein ernst-

zunehmendes politisches und kulturelles 
Gegengewicht bilden zu einer Wirt­
schaftsphilosophie des Wettbewerbs um 
jeden Preis, wie sie in Nordamerika vor­
herrscht; auch nicht zu den riesigen 
Wachstumsregionen Asiens, die ja unse­
re sozialen Infrastrukturen und Bedürf­
nisse nicht kennen. 
Die Europäer müssen ihre Potentiale und 
Ressourcen zusammenfassen, wenn sie 
im Wettbewerb, im - nach Huntington -
"Kampf der Kulturen", der politischen 
Systeme, der Wertvorstellungen bestehen 
wollen. Die Menschen auf unserem Kon­
tinent wollen auch im globalen Wettbe­
werb nicht ihre humanen und sozialen 
Grundwerte verlieren. Die europäische 
Wertegemeinschaft muß dazu aber ge­
meinsam marschieren, oder sie wird ge­
trennt geschlagen. Diese Wertegemein­
schaft beruht auf den Buropa tragenden 
und prägenden Kulturwerten, auf einem 
eigenen spezifischen christlichen Men­
schenbild. Freiheit, Gleichheit, Brüder­
lichkeit- das sind die säkularen Leitideen 
einer nahezu 2000jährigen christlich­
abendländischen Kulturentwicklung. 
Eher kollektive Gesellschaftsmodelle mit 
eher autoritären Staatsstrukturen und 
ohne ausgeprägte demokratische Mitver­
antwortung sind dem christlich-abendlän­
dischen Buropa der Aufklärung fremd. 
Wtr empfinden dies als Zwangskorsett. 
Sie vertragen sich offenbar eher mit in 
Buddhismus und Konfuzianismus wur­
zelnden asiatischen Traditionen. Wir set­
zen persönliche Verantwortung des ein­
zelnen in rechtsstaatlicher Freiheit gegen 
diese autoritär und kollektivistisch ge­
führten Gesellschaftsformen. Das istkei­
ne Freiheitsromantik, sondern der opti­
male Rahmen für menschliche Verant­
wortungsfähigkeit und Verantwortungs­
bereitschaft! 
Verantwortungsvolle Mitbestimmung des 
Arbeitnehmers in seinem Unternehmen 
oder des Nachbarn bei einer Industriean­
siedlung sind lebendiger Ausdruck die­
ses Gedankens. Die in den USAkonkur­
rierenden Lebenskulturen bilden wenig 
sozialen Kitt, der die Gesellschaft zusam­
menhält. Wtr setzen soziale Verläßlich­
keit gegen "hire and fire", soziale Soli­
darität gegen Wettbewerb um jeden Preis. 
Das ist keine Sozialromantik, sondern 
nach europäischer Auffassung der opti-
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male Umgang mit den Fähigkeiten und 
Fertigkeiten von Menschen. 
Von Buropa und Deutschland gingen seit 
der industriellen Revolution entscheiden­
de hnpulse in Forschung und Wissen­
schaft aus. Der Individualismus in der eu­
ropäischen Kultur hat auch die Kreativi­
tät und Innovation unserer Wrrtschaft 
beflügelt. Buropa ist heute aber eher we­
niger innovativ, eher bequem. Andere 
Weltregionen sind innovativer und wol­
len aufsteigen. Wu brauchen hier wieder 
mehr Neugier, mehr Mut zu Neuem, mehr 
lnnovationsfreudigkeit. Wir haben die 
kulturellen Potentiale dafür. Buropa kann 
mit diesen Herausforderungen durch an­
dere Weltregionen fertig werden! Wrr 
müssen im globalen Wettbewerb neben 
vielen anderen Maßnahmen vor allem auf 
unsere Stärken setzen: Das heißt: Wir 
müssen unsere Lebenskultur, die den so­
zialen Schutz des Menschen, den scho­
nenden Umgang mit der Natur sowie 
Kunst und Tradition umfaßt, auch als 
"ökonomischen Trumpf' stärker zur Gel­
tung bringen. 
Buropa hat eine gemeinsame Kultur, eine 
gemeinsame Geschichte, gemeinsame 

Werte. Unser Binnenmarkt wird durch 
viele europaweit gtUtige technische Min­
destnormen bestimmt. Liegt es hier nicht 
erst recht nahe, europaweite Mindest­
standards auch für Arbeits- und Umwelt­
schutz einzuführen? Die Forderungen 
nach internationalen Konsequenzen aus 
der Globalisierung entbinden uns aber 
nicht von der Notwendigkeit, vor allem 
natürlich national zu handeln. Wrr müs­
sen weg von der Anspruchsgesellschaft 
hin zur Verantwortungsgesellschaft. Das 
bedeutet zu allererst: Unsere sozialen 
Sicherungssysteme müssen zukunfts­
fähig gemacht werden. Die Eigenverant­
wortung des einzelnen muß in Zukunft 
wieder eine größere Rolle spielen. Sub­
sidiarität und damit Delegation von Ver­
antwortung sowie Dezentralisierung 
müssen stärker betont werden. Die All­
gemeinheit soll nur das leisten müssen, 
was kleinere Gemeinschaften wie Fami­
lie oder Nachbarschaft, Vereine und so­
ziale Dienste nicht leisten können. Die­
ser Subsidiaritätsgedanke muß deshalb 
auch in der Zuordnung der Aufgaben 
zwischen regionaler, nationaler und eu­
ropäischer Ebene wirklich zum Tragen 

kommen. 
Unser national größtes soziales Problem 
ist die Arbeitslosigkeit. Hier geht es nicht 
nur um Einzelschicksale, sondern um die 
innere Stabilität der Demokratie. Ein ent­
scheidender Schlüssel zu mehr Arbeit 
heißt Innovation. Wu müssen zukunfts­
trächtige Technologien erforschen, an­
wenden und verbreiten. Mit Innovationen 
stehen und fallen unsere Chancen in der 
Welt. Für eine erfolgreiche Zukunft un­
seres Landes brauchen wir wieder mehr 
Unternehmen. Wu brauchen eine neue 
"Kultur der SelbstJtndigk:eit". Der Anteil 
der Selbständigen unter allen Erwerbstä­
tigen ist seit 1960 um ein Drittel gesun­
ken. Jeder Selbständige schafft durch­
schnittlich viereinhalb neue Arbeitsplät- . 
ze. Wir müssen Steuern und Abgaben 
senken. Kreativität und Leistung müssen 
weniger, Konsum mehr besteuert werden. 
Daher müssen wir weg von der Besteue­
rung von Arbeit und Produktion - hin zu 
mehr Besteuerung des Verbrauchs. 
Ein Umdenken ist auch in der Bildungs­
politik gefragt. Unsere Eliteförderung ist 
der anderer Länder unterlegen. Unsere 
Ausbildungszeiten sind zu lang. Wir 
brauchen kein einheitliches Mittelmaß, 
sondern das individuell Beste für jeden. 
Wir brauchen eine noch effektivere, 
wirtschaftlichere und kostenbewußtere 
Verwaltung. Nur drastischer Aufgaben­
abbau, eine deutliche Straffung und Kür­
zung von Verwaltungsverfahren, Organi­
sationsabläufen und Organisationswegen 
und vor allem auch eine weitere Verbes­
serung der Motivation unserer Mitarbei­
ter im öffentlichen Dienst führt zum 
schlanken und dynamischen Staat. Hier 
geht es nicht nur um die Einsparung von 
Planstellen, sondern um eine Runder­
neuerung staatlichen Vewaltens. Es geht 
auch um eine neue Dienstleistungskultur 
im Staat. 
Wir stehen an einer Zeitwende. Die 
schlichte Erwartung, daß sich Wohlstand 
und Wachstumsraten einfach fort­
schreiben lassen, wird nicht mehr in Er­
füllung gehen. Aber das ist kein Grund 
zu Ängstlichkeit, Verzagtheit und Resi­
gnation. Wir sind nach wie vor eines der 
schönsten und zukunftsträchtigsten Län­
der dieser Erde. Wir haben alle Chancen, 
daß dies auch in zukünftigen Generatio­
nen so bleiben wird. Aber wir müssen 
bereit sein zu Veränderungen. Wrr müs­
sen die Kraft aufbringen, bequeme Ge­
wohnheiten abzuschütteln und eine her­
ausfordernde- auch anstrengende- Ver­
antwortung zu übernehmen. 
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Persönlichkeit mit Hintergrund 
Hans Friedrich verläßt die Akademie in Tutzing 

Hans Friedrich, lange Jahre Mitglied 
des Kollegium der Akademie für Poli· 
Usche Bildung, verläßt die Akademie. 
Am 25. April 1997 wurde der Dozent 
omztell verabschiedet; vorausgegan­
gen war ein CoUoqulum zum Thema 
"Politische Information in den Mas· 
senmedien". An die Zusammenarbeit 
mit Hans Friedrich erinnerte Akade· 
miedirektor Prof. Dr. Heinrich Ober­
reuter: 
Mit Hans Friedrich verabschieden wir nicht 
einfach einen Dozenten aus den Pflichten 
dieses Hauses. Wu verabschieden ein sich 
in 31 Jahren gefonnt habendes Gesamt­
kunstwerk- zusammengesetzt aus: 
· Persönlichkeit mit Hintergrund und Hin­
tergründigkeit, mit Witz und Charme, mit 
Ironie und Biß. Kurz: Würze; 
· Kompetenz von hohen Graden, frtlhzei­
tig geschärft an der immens wachsenden 
Ga wuchernden) Bedeutung der elektro­
nischen Medien für gesellschaftliche In­
tegration und politischen Proze.ß. So hat 
Friedlich Pionierarbeit geleistet bei der 
Thematisierung der politischen Funktio­
nen und Bedeutung des Fernsehens. 
· schließlich auch aus, nein, nicht Didak­
tik sondern Vennittlungsästhetik: wenn 
sich die Girlanden seiner Sätze und Ge­
danken winden und wickeln, ist er noch 

immer auch ftl.r junge Leute und hartge­
sottene Journalisten zum Faszinosum ge­
worden. 

Hans Friedrich 

Insofern hat Friedlich hier nicht nur ge­
wirld:. Er hat eindeutig auch das Haus mit­
geprägt. Und dafür gilt es ihm zu dan­
ken, speziell auch, weil nicht prägen 
kann, wer flach ist, sondern nur, wer Pro­
fil hat. 
Vielleicht beginnt mit der Charakterisie­
rung als Gesamtkunstwerk bereits die 
Phase der Verklärung, auf die selbst gro­
ße Staatsmänner fast zwei Jahrzehnte 

warten müssen. Friedrich ist ein Mann der 
politischen Bildung ganz früher Stunde. 
Seine sozialkundliehe Zusatzprüfung im 
Staatsexamen 1958 fällt ins Umfeld der 
WaldleiDinger Beschlüsse der deutschen 
Kultusminister, Politische Wissenschaft 
an den Universitäten und später an den 
Schulen zu etablieren, um an den Funda­
menten der Demokratie zu bauen; sie fällt 
auch praktisch mit der Errichtung unse­
rer Akademie zusammen. Ich halte das 
nicht für zufällig, sondern für eine Moti­
vation, die Hans Friedlich durch die J am­
zehnte hier getragen, und die er sich er­
halten hat. 
Er hat die Creme des deutschen, deutsch­
sprachigen Journalismus in die Akade­
mie geholt. Und so arrogant mancher von 
ihnen sonst gewesen sein mag, hier ha­
ben sie alle bescheiden die Hörsaalstühle 
gedrückt. 
Heute ist auch Hans Friedlich bei Multi­
media, bei Schulen ans Netz und Bay­
em-Online angelangt. Wohl in keinem 
Bereich hat sich so viel Wandel und In­
novation ereignet wie in seinem. Das mag 
es bewirkt haben, daß er zwar lange hier 
war, jedoch in seiner Aufgabe nicht alt 
geworden ist - und niemals in ihr alt aus­
sah. Unser Gesamtkunstwerk ist schließ­
lich keine Antiquität. 

Medien verändern den Menschen 
Hedda Jungfer über Hans Friedrichs Arbeitsschwerpunkte 

Als "Pädagogen mit Leib und Seele", 
bezeichnete Hedda Jungfer Hans 
Friedrich. Sie vertrat Prof. Dr. Hans 
Maier, den Vorsitzenden des Kurato­
riums der Akademie, der verhindert 
war und seine besten Wünsche über­
mitteln ließ. Statt seiner würdigte 
Hedda Jungfer den Scheidenden und 
beschJiftigte sich außerdem mit Aspek­
ten seines Themenschwerpunktes: 
Ein Pädagoge mit Leib und Seele, der der 
Akademie für Politische Bildung in ei­
nem wichtigen Themenfeld seinen Stem­
pel aufgedrückt hat, verläßt heute die 
Akademie- hoffentlich nur als Hauptamt­
licher. Wer immer in Bayern in irgendei­
ner Form mit Medienerziehung zu tun 
hatte, kam zwangsläufig mit Hans Fried-
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rieb in Kontakt, hatte sich mit seinen Ide­
en und Konzepten auseinanderzusetzen 
- und konnte auch immer sicher mit sei­
nem Rat rechnen. 
Ganz in seinem Sinne beschäftigen wir 
uns aus diesem Anlaß inhaltlich mit 
Aspekten seines Themenschwerpunktes, 
der ihn die mehr als 30 Jahre, die er in 
und mit der Akademie für Politische Bil­
dung arbeitete, bewegte. So möchte auch 
ich zunächst ein paar Worte zu diesem 
Aufgabenbereich und seiner Relevanz 
heute sagen. 
Medienforschung in den 70er Jahren be­
gann mit den Fragen nach den Wirkun­
gen von Medienpräsentation auf Rezipi­
enten und Medienpädagogik mit den Fra­
gen nach dem sinnvollen Umgang bei der 

Nutzung. hn Grundsatz sind die Fragen 
heute noch dieselben. Die Situation, die 
es zu betrachten gilt, hat sich allerdings 
dramatisch verändert. Noch Anfang der 
80er Jahre war es beispielsweise eine 
beliebte Frage von Medienforschung und 
Medienpädagogik, ob, wann oder wie oft 
Kinder mit dem Bildennedium Fernse­
hen in Kontakt gebracht werden sollten. 
Diese Frage wirkt heute etwas naiv. In 
unserer, wie in allen westlichen Industrie­
gesellschaften, haben Massenkommuni­
kationsmedien mittlerweile nahezu alle 
gesellschaftlichen Bereiche durchdrun­
gen, verändert. Die Medien verändern 
nicht nur Arbeits- und Sozialstrukturen, 
sie verändern auch die Menschen unmit­
telbar - und zwar in Bereichen, die für 
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Die stellvertretende 
Ku ratori u msvorsit­
zende Hedda Jungfer 
würdigte den aus­
scheldenden Dozen­
ten Hans Friedrlch. 

den homo politi­
cus von zentraler 
Bedeutung sind. 
Welche Informa­
tionen als wichtig 
gelten, wie "die 
Welt" aussieht, 
was sich verän­
dert, alles das 
wird für Millio­
nen Menschen in 
gleicher Weise 
aufbereitet, dar­
geboten, erklärt 
durch die Medi­
en. Drei Veran-
schaulichungen, 

die filr die politische Bildung relevant sind: 
1. Pseudo-Informiertheit: Die meisten 
Menschen fühlen sich über das, was in 
der Welt vorgeht und was darin wichtig 
ist, subjektiv hervorragend und authen­
tisch infonniert- durch das Informations­
angebot der Medien- vor allem durch das 
Fernsehen. Die Medien - und ihre Ma­
cher - haben damit eine Macht über die 
lnteipretation der Wirklichkeit erlangt, 
die in dieser UbiquiW bislang nicht mög­
lich war. 1m Unterschied aber zu den vor­
her in diesen Bereichen wirksamen 
personalenMeinungsführerinnen können 
die Medien niemals so pluralistisch sein. 
Die Medien defmieren, was gesellschaft­
liche Probleme sind, worüber im Moment 
zu diskutieren lohnt, (nicht abseits der 
Realitllt, aber erstaunlich uniform). 
Akteure im politischen Geschäft müssen 
sich vor allem medial bewähren. Die 
Grenzen zwischen Realitllt und virtuel­
ler Realitllt verschwimmen, nicht nur für 
die Konsumenten (die Zuschauer und 
Zuhörer), oft genug auch für die Medien­
macherinnen. 
2. Psychische Veränderungen der Men­
schen: Kinder und Jugendliche lernen 
zwar immer noch die notwendigen Kul­
tur- und Arbeitstechniken in Schule und 
Ausbildungsstätten, aber bereits heute 
verbringen sie mehr Zeit vor dem Fern­
seher als in der Schule. Das ist eine un­
vermeidliche Entwicklung. Aber sie 
bringt Veränderungen, die keineswegs 
nur Wahrnehmungs- und Lernverhalten 
tangieren, sondern mit Sicherheit auch 
Werthaltungen. Abgesehen von kulturkri­
tischen Klagen gibt es dazu noch wenig 
Forschung. Aber unter Umständen hat 
hier der so häufig beklagte ,,lndividuali­
sierungsschub" wesentliche Wurzeln. 
3. Transformation des Politik-Prozesses: 
Die Allgegenwart des Fernsehens hat eine 

Transfonnation der politischen Prozesse 
bewirkt, die Medienwissenschaftler als 
Umwandlung der "Parteiendemokratie" 
in eine "Mediendemokratie" bezeichnen 
(z.B. Donsbach 1993). Sie drücken da­
mit aus, daß die Medien wesentliche 
Aufgaben der politischen Parteien, wie 
Zielformulierung, Interessenartikulation 
und Auswahl des politischen Führungs­
personals übernommen haben - wieder­
um: ohne allerdings parallel in die dafür 
zwangsläufig notwendigen Legitima­
tions- und Verantwortungsbezüge ge­
nommen worden zu sein. Ihre Gesetzmä­
ßigkeilen der Topik-Auswahl und Präsen­
tation sind mithin ursächlich auch daftlr, 
daß sich der Typus Mensch stark verän­
dert, der in der Politik Erfolg hat. 
Der Bedeutungsverlust der politischen 
Parteien und letztlich auch des parlamen­
tarischen Systems hat hohe Anteile an der 
"Politik- und Parteienverdrossenheit". 
Parteien sind heute autonom nicht mehr 
in der Lage, Konzepte, die vielleicht 
mühsam und von vielen erarbeitet wur­
den, als einigermaßen konsistente Syste­
me zu vennitteln. Parlamente sind nicht 
mehr die Orte, an denen unterschiedliche 
Konzepte argumentativ gegeneinander 
abgewogen werden. 

Sicher ganz in Hans Friedrichs Sinne 
müssen die Aufgaben der politischen Bil­
dung in diesem Umfeld heute wesentlich 
umfassender formuliert werden: 
Politische Bildung hat in allen Themen­
feldern von - oft unsortiertem - Vorwis­
sen bei Teilnehmerinnen und deren sub­
jektiver Infonnationsgewißheit auszuge­
hen- und muß deshalb zunächst verunsi­
chern, um dann eine neue Strukturienmg 
auf höherem Niveau zu ermöglichen. Po­
litische Bildung muß sorgfältig und kom­
petent den Umgang mit Informations- und 
Unterhaltungsmedien praktizieren und 
modellhaft einüben. Die Ergebnisse der 
Medienforschung müssen möglichst vie­
len für ihren eigenen Umgang mit Medi­
en nutzbar gemacht werden. 
Politische Bildung hat die Aufgabe, auf 
die Veränderungen in den politischen 
Strukturen und -prozessen aufmerksam 
zu machen und daran mitzuwirken, die 
demokratischen Strukturen den unver­
meidbaren Entwicklungen anzupassen, 
dabei aber die Essentials der Demokratie 
zu bewahren, bzw. neu zu festigen 
Hans Friedrich hat für die und in der 
Akademie für Politische Bildung auf die­
sem Gebiet modellhaft und als Pionier 
gearbeitet. 

Aktuelle Fragen zur Politik 

Zusammen mit dem Bayerischen Bauernverband veranstaltete die Akademie eine Ta­
gung Ober aktuelle Fragen zur Politik. Beleuchtet wurde die Umbruchsituation Deutsch­
lands: Innergesellschaftliche Probleme, insbesondere Im Bereich der Wirtschaft, sowie 
internationale Rahmenbedingungen, die in hohem Maße die politischen Entscheidun­
gen bestimmen. Diskutiert wurde unter anderem über den Euro und die Auswirkungen 
der Europäischen Währungsunion auf die deutsche Wirtschaft, über die Zukunft der 
Arbeit in Deutschland sowie Ober die politische Einigung Europas. Thema war auch die 
Rolle der Bundesrepublik in der Weltpolltik. Über aktuelle Fragen zur Verbandspolitik 
sprach Gerd Sonnleltner (Mitte), Bundesvorsitzender des Bauernverbandes; Tagungs­
leiter: Dr. JOrgen Weber (links) und Gebhard Diemer. 
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Sie haben nicht gekämpft 
Diskriminierung im Arbeiter- und Bauernstaat? Die SED und die Juden 

Ein bisher gehütetes 'hbu behandelte 
eine Tagung ln '1\itzlng vom 4. bis 6. 
Aprll1997: Die antijüdische Politik der 
SED. Gnter dem Titel ''Die SED und 
die Juden" wurde diese 'hgung in Zu· 
sammenarbeit mit dem Projekt "Ge· 
genVergessen ftir Demokratie e.V." 
veranstaltet. In der Berliner Zeitung 
vom 7. April 1997 berichtete Peter 
Pragal iiber dle Vorträge und Diskus­
sionen in Tu.tzing: 
Diskriminierung von Juden im "Arbei­
ter- und Bauernstaat" - das war für viele 
Ostdeutsche unvorstellbar. Verstand sich 
die DDR nicht als antifaschistischer 
Staat? Als Heimstatt für Menschen, die 
das Inferno der NS-Diktatur überlebt hat­
ten oder aus der Emigration zurückge­
kehrt waren? "Es gehörte zu den tiefsten 
moralischen Grundüberzeugungen der 
Menschen in der DDR", stellte der Hi­
storiker Peter Maser in der Tutzinger 
Akademie für Politische Bildung fest, 
"daß der Antifaschismus das verbinden­
de Band sei, das auch in den Situationen 
nicht riß, in denen Führung und Gefilhr­
te sonst kaum noch im Gleichschritt da­
her kamen." Und doch zieht sich anti­
jüdische Politik wie ein roter Faden durch 
die Geschichte der sozialistischen deut­
schen Staaten. Belege dafUr lieferte die 
Tagung "Die SED und die Juden": ''Wrr 
müssen uns die eigene Geschichte neu 
aneignen, die bisher unter den Teppich 
gekehrten unangenehmen Tatsachen un­
ter dem Wust von Propagandaklischees 

hervorholen", sagte die Berliner Histori­
kerin und Publizistin Annette Leo. 
Schon unmittelbar nach dem Zweiten 
Weltkrieg gab es Ereignisse, die den 
Umgang der späteren DDR-Behörden mit 
den jüdischen Bürgern vorwegnahmen. 
So lehnte das "Amt der verfolgten Leip­
ziger" die Bitte von befreiten jüdischen 
KZ-Häftlingen auft"berlassung von kon­
fiszierter W'mterkleidung mit dem Argu­
ment ab: "Den Juden wurden diese Pelze 
nicht aus politischen Gründen wegge­
nommen, sondern weil sie Juden waren." 
Noch deutlicher wurde der Hauptaus­
schuß "Opfer des Faschismus" in Berlin. 
Bei seiner ersten Sitzung im Juni 1945 
verweigerte er den Juden die Anerken­
nung als Nazi-Opfer: "Sie haben alle ge­
duldet und Schweres erlitten, aber sie 
haben nicht gekämpft." 
Mit dem Beginn des Kalten Krieges 1948/ 
49 änderte sich das politische Klima radi­
kal. Ein Rundschreiben des SED-Zentral­
komi~s zu den Auswirkungen des Schau­
prozesses gegen den tschechoslowaki­
schen KP-Generalsekretär RudolfSlansky 
produzierte eine Fülle antijüdischer Hetz­
artikel in der Parteipresse. Zahlreiche 
SED-Funktionäre mit jüdischer Herkunft 
wurden aus dem Amt gejagt. Paul Mer­
ker, der eine Entschädigungjüdischer Bür­
ger vorgeschlagen hatte, wurde vorgewor­
fen, er betreibe die "Verschiebung deut­
schen Volksvermögens". Eine Wiedergut­
machung kam ft1r die Parteiführung nicht 
in Frage. ''Wenn wir einen Schadensersatz 

anerkennen", so wurde intern argumen­
tiert, "dann stärken wir nur die jüdischen 
Kapitalisten." Diese antisemitistischen 
Töne bestätigten nicht nur alte Vorurteile 
gegenjüdische Intellektuelle innerhalb der 
Arbeiterbewegung. Sie kamen auch bei 
den rasch zu Stalinisten gewendeten brau­
nen Mitläufern gut an, auf deren Mitarbeit 
die Kommunisten nicht verzichten woll­
ten. 1953 wurde endgültig entschieden, das 
von den Nazis geraubte jüdische Eigen­
tum nicht zurückzugeben, sondern es in 
Volkseigentum ZU überführen. Den jüdi­
schen Gemeinden wurden nur die Besitz­
anteilezur Nutzung überlassen, die unmit­
telbar für die Aufrechterhaltung des 
Gemeindelebens notwendig waren. 
In dieser Atmosphäre, in der die Mehr­
zahl der Juden aus dem öffentlichen Le­
ben der DDR verdrängt wurde, setzte eine 
Fluchtwelle ein. Allein im Januar 1953 
verließen 400 jüdische Bürger die DDR. 
Die jüdischen Gemeinden schrumpften. 
Von rund 2 500 nach dem Krieg auf we­
niger als 400 zur Zeit der Wende. Zwar 
ließ die Diskriminierung nach, aber jüdi­
sches Leben wurde in den Hintergrund 
gedrängt. In den achtziger Jahren instru­
mentierte die SED die Gemeinden für ihre 
außenpolitischen Ziele. Den Juden kam 
nach Ansicht des Bochumer Historikers 
Lotbar Mertens dabei "die Rolle von öf­
fentlichen Demonstrationsobjekten zu, 
die - seltenen Museumstücken gleich -
bei Bedarf in den politischen Vordergrund 
geschoben wurden." 

Fesseln und Chancen der Globalisierung 
Handlungsbedarf und -möglichkeiten am Wirtschaftsstandort Deutschland 

Rege und zum Teil recht kontroverse Dis.. 
lmsslonen ergaben sich anlißlicb einer 
'hgung der Akademie zum Thema 
"Globall!lierung der Märkte'' vom 18. Bis 
18. Januar 1997. Beleuchtet wurden da­
bei Crsachen, Risiken, Chancen, 
Handlungsbedarfund -mögllcbkelten am 
Wirtschaftsstandort Deutschland. Dar­
über berichtete Volker Wörl am 20. Ja­
nuar 1997 in der SUddeutschen Zeitung: 
Was bedeutet dieses Schlagwort 
Globalisierung? Nichts anderes als eine 
Zunahme der internationalen Arbeitstei-
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lung, so Erleb Gundlach vom Institut für 
Weltwirtschaft, Kiel. Kein neues Phäno­
men. Neu ist aber seit Beginn der 
achtziger Jahre, daß ausländische Direkt­
investitionen stärker als der Welthandel 
wachsen. Auch zunehmende Kapital­
mobilität trägt zur rascheren Integration 
der Weltwirtschaft bei. 
Ein Höhepunkt der Tagung war der Auf­
tritt des langjährigen Chef-Volkswirts der 
Hypo-Bank Volker Hölterhoff. Wenn er 
diagnostiziert, die Inflation scheine, dank 
des verstärkten Wettbewerbs, tot zu sein, 

kann man dies beruhigt zur K.ennlnis neh­
men - auch wenn dies Mitte der achtziger 
Jahre schon einmal diagnostiziert wurde. 
Fast alarmierend aber seine Feststellung: 
"Die Weltfinanzmärkte sind unglaublich 
gefahrdet", vollständig abhängig von der 
WallStreet. Er entwarf dann ein Schrek­
kensszenario: Global Player müssen 
Eigenkapitalrendite von mindestens 15 
Prozent erwirtschaften, um auf den Fi­
nanzmllrkten akzeptiert zu werden. 
Um solche Renditen zu erreichen, muß 
strengstens rationalisiert, müssen gege-



benenfalls Unternehmensteile stillgelegt 
oder abgestoßen werden. Nicht deutlich 
ausgesprochen aber schlüssige Folge­
rung: Wer solche Renditen nicht erwirt­
schaften kann, schrumpft oder ver­
schwindet vom Markt. Hölterho:ff erwar­
tet aufgrund der immer größeren Domi­
nanz der Global Player in spätestens zwei 
Jahren in Deutschland soziale Unruhen. 
Einen möglichen Rettungsanker sieht 
Hölterhoff in der Wtrtschafts- und Wäh­
rungsunion und hier wiederum in einer 
Art "Gesellschaftsvertrag". Insgesamt 
sieht Hölterho:ff, der beklagt, daß Politik. 
und Wlrtschaft aneinander vorbeireden, 
für die nationale Wtrtschaftspolitik in der 
Globalisierung kaum mehr Gestaltungs­
möglichlceiten. 
Als weiterer Höhepunkt: Michael Hüther, 
Generalsekretär des Sachverständigen­
rats, referierte über "soziale Sicherungs­
systeme im Zeichen der Globalisierung". 
Auch er sieht die Möglichkeiten natio­
nalstaatlicher Wirtschaftspolitik verengt, 
bestreitet aber die Gefahr für soziale Er­
rungenschaften durch einen "real­
wirtschaftlichen Abwertungswettlauf der 
Nationalstaaten" (so Oskar Lafontaine). 
Wohl aber sieht er Reformbedarf in der 
sozialen Sicherung. Die Sozialversiche­
rung soll nach Meinung Hüthers verstärkt 

Tagungsbericht 

.Die Globalisierung der MArkte" hieß eine Tagung der Akademie unter der Leitung von 
Dr. Peter Hampe (links). Über Globalisierung auf den FinanzmArkten sowie Auswir­
kungen und Reaktionswelsen Im Bankensektor sprach Prof. Dr. Norbert Walter (Deut­
sche Bank Research, Frankfurt). 

durch Privatversicherung abgelöst wer­
den. "Steuerfinanzierte Umverteilung" 
solle auf jene Bereiche begrenzt werden, 
"die auf der Basis gesellschaftlicher 
Wertvorstellungen unabdingbar sind". 
Widerspruch kam von dem Münchner 
Volkswirtschafts-Professor Hans-Wemer 
Sinn. Er argumentiert: Das Prinzip des 
Sozialstaates laute, den Reichen zu nehmen 
und den Annen zu geben. Also würden die 

Reichen dorthin wandern, wo ihnen weni­
ger genommen werde. Und die Annen -
vornehmlich Zuwanderer - würden sich 
dorthin begeben, wo sie am meisten zu er­
warten haben. Dies bedeute für jeden Staat 
einen Anreiz, nicht zu attraktiv zu werden, 
damit die Annen eher abgeschreckt wer­
den. Er folgert: Der Sozialstaat bietet Si­
cherheit in einem Maße, wie dies die pri­
vate Versicherung niemals kann. 

Die Solidarität wiederentdecken 
Abhanden gekommener Begriff: Schlagwort oder Gestaltungsprlnzlp? 

Ist SoUdarltät "Schlagwort oder Ge· 
staltungsprinzip''? - Mit dieser Frage· 
stellungbefaßte sich die Akademie bei 
einer Tagung am 21. Und 22. Februar 
19!n in Tutzlng. Daritber berichtete 
unter anderem das Maximilianeum 
(Nr. 2197) und Thomas Lochte schrieb 
darüber am 25. Februar 1997 ln der 
Süddeutschen Zeitung: 
Solidarität - ein in der Gesellschaft of­
fenbar abhanden gekommener Begriff 
soll wiederentdeckt werden. Die Akade­
mie für Politische Bildung ging auf die 
Suche nach dem Gemeinsinn. Prof. Dr. 
Johano Strasseraus Berg provozierte all­
zu stramme Marktwirtschaftler gleich zu 
Anfang seines Referats mit der Feststel­
lung, es sei für manche heutzutage "schon 
ein Fortschritt, wenn der Aktien-Index in 
gleichem Maße steigt wie die Arbeitslo­
sigkeit" - die Entk.opplung von Aktion­
und Arbeitsmarkt als Zeichen einer völ­
lig unsolidarischen Gesellschaft? "Mit 

Erfolg Opfer einfordern kann man doch 
nur, wenn man als Absender vertrauens­
würdig ist", kommentierte Strasser das 
Gezerre um Steuerlasten und Abstriche 
im Sozialbereich. Eine Vision sei gefragt, 
die solche Zugeständnisse bestimmten 
Gruppen "lohnend erscheinen läßt" und 
die Lasten halbwegs gerecht verteilt. 
Anita Guth, stellvertretende ÖTV-Landes­
vorsitzende, griff das libertinäre Gedan­
kengut der Unternehmer als extrem unso­
lidarisch an: "Ausgerechnet jetzt, da die 
Produktivität der deutschen Arbeitnehmer 
so hoch ist wie nie zuvor, wird Klassen­
kampf von oben geführt." Über Steuer-, 
Renten- und Gesundheitsreform und Ein­
schnitte im Sozialbereich werde ein ge­
waltiger Umverteilungsprozeß in Gang 
gesetzt. Guth über das aktuelle Gebaren 
vieler Arbeitgeber, die Gewerkschaften 
gerne als "Auslaufmodell" behandelt wüß­
ten: "Mir graut vor diesem Menschenbild 
des einzelnen, der sich in der Gesellschaft 

allein behaupten soll - aus allen Solidar­
gemeinschaften herausgelöst." 
Dr. Peter Thelen, Geschäftsführer der 
Informationszentrale der bayerischen 
Wirtschaft, konterte kühl: "Gerade 
Selbstverantwortlichkeit ist doch das 
Korrelat zur Freiheit, wie sie immer ge­
fordert wird:" Man dürfe doch wohl dar­
über nachdenken, "was in einer kollekti­
ven Zwangsgemeinschaft wie etwa einer 
Krankenkasse eigentlich abgesichert sein 
muß und was nicht." Risikotransfer sei 
für die Allgemeinheit der Beitragszahler 
"nicht mehr bezahlbar". Die Landtags­
mitglieder Joachim Unterländer (CSU), 
Gisela Bock (FDP) und Dr. Franz Maget 
(SPD) waren zumindest darin einig, "daß 
sich diese Republik nicht zufällig als so­
lidarisch zu organisierendes Gemeinwe­
sen begreift" (Maget) und man den da­
durch erreichten Wohlstand nicht durch 
den Zerfall des Gemeinsinns aufs Spiel 
setzen dürfe. 
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Nachrichten 
aus der Akademie 

Direktor: 

Prof. Dr. Belnrieb Oberreuter wurde 
durch die TU Dresden die Ehrendoktor­
würde verliehen (vgl. Bericht auf dieser 
Seite). 
Das Deutsche Ostforum München e. V. 
wählt!: Prof. Oberreuter zum 
Vizepä.sidenten. Er hielt unter anderem 
Vorträge in Paris, Wien, Würzburg und 
Neustadt a.d.W. Außerdem war er Sach­
verständiger bei einer Anhörung der 
Bnque~Kommission Parlamentsreform 
des Landtags von Rheinland-Pfalz in 
Mainz. 

Kollegium: 

Dr. Horst Denzer, vormals Ministerial­
rat in der Staatskanzlei, jetzt Ltd. Akad. 

Neues Mitglied im 
Kollegium ist Dr. 
Michael Schröder. 
Er wird ab 1.6.1997 
den Themenbereich 
Medien und Korn­
munikationspolitik 
betreuen und für die 
Öffentlichkeitsar­
beit der Akademie 
zuständig sein. 

Dir. an der Univer­
sität Mtlnchen, wur­
de an die Akademie 
beurlaubt und ist 
seit 1.2.1997 Mit­
glied des Kollegi­
ums. Er wird sich 
mit Grundsatzfra­
gen der Politik und 
der politischen 
Theorie beschäfti-
gen. 

Dr. Peter Rampe sprach beim 7. Bun­
deskoogroß für Politische Bildung in 
Würzburg zur Herausforderung des 
Sozialstaats durch Globalisierung der 
Märkte über ,,Begriff, Tendenzen und 
Folgen der Globalisierung". Außerdem 
ist er Gründungsmitglied des "Club of 
Vienna", der es sich zum Ziel setzt, Auf­
klärung und Forschung fl1r eine nachhal-
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Nachrichten aus der Akademie 

Reich an Ideen 
Ehrendoktorwürde für Oberreuter 

Zwei Jahre lang, von 1991 bis 
1993, war er "Doppel-De­
kan": in Passau und Dresden: 
Akademiedirektor Prof. Dr. 
Heinrich Oberreuter. Die 
Dresdner A1ma materhat sich 
daftlr noch einmal bedankt: 
Im April wurde ibm die Eh­
rendoktorwürde verliehen. 
Birgitta Mogge berichtete 
darüber Im Rheinischer Mer­
kurvom 18. Apr111997: 
Heinrich Oberreuter, Professor 
für Politikwissenschaft, hatte 
gerade das Dekanat der Philo­
sophischen Fakultät an seiner 
Heimatuniversität Passau über­
nommen, als ihn Sachsens 
Wissenschaftsminister Hans 
Joachim Meyer bat, als 
Gründungsdekan nach Dresden 
zu kommen und die Fakultät 
Geistes- und Sozialwissen­
schaften an der Technischen 
Universität aufzubauen. Das 
hieß auch, die alte Fakultät ab­
zuwickeln, denn Geschichte, 
Germanistik und Philosophie 

Mit der EhrendoktorwOrde derTechnischen Uni­
versität Dresden wurde Akademiedirektor Prof. 
Dr. Heinrich Oberreuter (links) von Prof. Dr.Achim 
Mehlhorn geehrt. 

waren zu DDR·Zeiten ,,Führungswis- ziplin, Improvisationsgabe und Humor 
sensehaften im Sinne der Ideologie", hat er etliche seiner "grandiosen Idc­
Politikwissenschaft und Soziologie gab en" umsetzen können. Daß die Dresd­
es nicht. ner TU nicht nur eine, sondern zwei 
Heinrich Oberreuterstellte sich der Auf- völlig neue Fakultäten besitzt • eine 
gabe, die ihm täglich zwölfbis vierzehn geistes- und sozialwissenschaftliche 
Stunden Arbeit abverlangte und ihn zum sowie eine sprach- und literaturwissen­
Pendler zwischen den beiden Hoch· schaftliehe -,ist Heinrich Obereeuter zu 

1 schulstädten machte. Mit Fleiß und Dis_-___ v_erdanke _____ n_. ________________ __,~ 

tige, umweltverträgliche wirtschaftliche 
Entwicklung zu leisten. 

Dr. Jürgen Weber hielt auf dem 59. 
Archivartag in Aschaffenburg einen Vor­
trag über die Dimension und die Bedeu· 
tung des Verbändewesens in Deutschland 
und sprach im Bayerischen Rundfunk 
zum 40. Jahrestag der Unterzeichnung der 
Römischen Verträge. 

Jubiläum: 

Ihr 15jä.hriges Dienstjubiläum feierte 
Karin Sittkus (Sekretariat) am 1. März. 

----------------------------

Hauswirtschaft: 

Neu in der Hauswirtschaft der Akademie 
arbeitet seit 10. März 1997 Monlka 
Baas. Sie ist Vertreteein der Hauswirt­
schaftsleiterin. 

F6rderkrala: 

Seit Februar verfUgt die Akademie dank 
der großzügigen Spende des Förderkrei­
ses über einen VW-Bus mit neun Sitz­
plätzen, der bereits ständig im Einsatz ist. 
Das Fahrzeug wird beim Gartenfest am 
1. August 1997 offiziell übergeben. 



Tagungsbericht/Nachrichten aus der Akademie 

Wirtschaftspolitische Rezepte 
Über den Umgang mit der Globslisierung 

DieGlobalisienmg der Märkte war The­
ma einer 'lllgung in 1\ltzlng (vgl. Seite 
26). Jörg Boteweg berichtete flber da­
bei diskuderte wirtschaftspoUtlsche Re­
zepte fflr den Umgan1 mit der Globa­
llslerung am 18.4.1997ln der Badischen 
Zeitung unter dem Titel "LohnkUrzDDg 
oder besser mehr Geld für Bildung'': 
Die Politiker in den Industrieländern ha­
ben den Prozeß der Globalisierung nach 
dem Zweiten Weltkrieg in Gang gesetzt. 
Sie versprachen sich Vorteile für die hei­
mische Wirtschaft. Entwicklungländern 
und Ostblockstaaten predigten sie jahr­
zehntelang die Segnungen von freiem 
Handel und Wettbewerb. Nun sind Chi­
na, SUdkorea, Tschechien und viele an­
dere Staaten auf den Geschmack gekom­
men - jetzt kann Globalisierung den In­
dustriel.ändem ganz schön weh tun. Aber 
ein Zurück gibt es auf absehbare Zeit 
nicht. Vor kurzem wurde beispielsweise 
in der Welthandelsorganisation WI'O ver­
einbart, die Märkte für Telekommunika­
tion weltweit für Wettbewerb zu öffnen. 
Welche Wirtschaftspolitik muß in der 
Bundesrepublik betrieben werden, damit 
aus der Globalisierung Vorteile erwach­
sen? Die Rezepte variieren je nach poli­
tischem Standpunkt. Je dramatischer 
Wirtschaftswissenschaftler die Wrrkun­
gen der Globalisierung einschätzen, de­
sto drastischer gerät ihre Therapie, um 
Deutschland fl1r den internationalen Wett­
bewerb fit zu halten. 
Wrrtschaftsprofessor Hans-Werner Sinn 
von der Universität München hält deutli­
che Lohnkürzungen bei den Arbeitneh­
mern ft1r nötig, um der Billigkonkurrenz 
im Osten gewachsen zu sein. Den Verzicht 
will Sinn den Arbeitnehmern mit Beteili­
gungen an ihren Unternehmen versüßen. 
Mit dieser Position steht Sinn alleine auf 
weiter Flur. Prizipielle Lohnzurück­
haltung halten zwar die meisten Wrrt­
schaftswissenschaftler für sinnvoll. Aber 
fUr Hans-Jürgen Krupp, den Präsidenten 
der Landeszentralbank Hamburg/Schles­
wig-Holstcin ist die Europäische Wäh­
rungsunion viel wichtiger. Sie schütze die 
Bundesrepublik vor den Wukungen neu­
er Mark-Aufwertungen, die den Export 
immerwieder verteuerten. Und vom Ex­
port hänit jeder vierte Arbeitsplatz ab. 
Ansonsten sind die Kritik an der Wrrt-

schaftspolitik der Bundesregierung und 
die Therapien der Wirtschaftswissen­
schaftler altbekannt - was nicht heißt, daß 
sie falsch wären. Hans-Joachim Braczyk 
von der Akademie für Technilcfolgenab­
schätzung in Stuttgart fürchtet, daß 
Deutschland bei den neuen Multimedia­
Technilccn den Anschluß verpaßt und die 
Arbeitsplätze wieder einmal in den USA 
entstünden, wie es in der Mikroelektro­
nik der Fall war. 
Die deutsche Arbeitslosenstatistik spie­
gelt wieder, welche Jobs durch die Kon­
kurrenz von Billiganbietern aus dem 
Ausland vor allem bedroht sind: Mehr als 
die Hlllftc der Arbeitslosen haben keine 
Ausbildung. Sie müßten qualifiziert wer­
den. Aber an der Weiterbildung wird ge­
spart, weil die Kassen der Bundesanstalt 

für Arbeit leer sind und der Bundesfi­
nanzminister zuwenig zuschießen will. 
An den Schulen werden keine Lehrer ein­
gestellt, die Zahl der Lehrstellen 
schrumpft, an den Universitäten wird nur 
gestrichen. 
Deswegen herrscht unter Wutschaftswis­
senschaftlern weitgehend Einigkeit, daß 
die Wutschaftspolitik der Bundesregie­
rung zu sehr rückwärtsgewandt ist. Be­
sonders bitter stößt Brich Gundlach vom 
Institut ft1r Weltwirtschaft der Universi­
tät Kiel die Vernachlässigung der Bildung 
auf: ,,Länder, die früher arm waren und 
in den vergangenenJahrzehnten zu Wohl­
stand gekommen sind, haben eines ge­
meinsam. Sie haben viel Geld in die 
Schul-, Hochschul- und Berufsbildung 
ihrer Bürger gesteckt." 

Auseinandersetzung 
mit der Diktatur 

Bereits zum wiederholten Male Gast der Akademie war Joachim Gauck (rechts), Bun­
desbeauftragter fOr die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR. 
Bei einem Akademiegespräch zusammen mit dem Bayerischen Landtag referierte er 
lm-Senatssaal des Maximlllaneums zum Thema "Wem nOtzt die Auseinandersetzung 
mit der Diktatur?•. Denn immer wird die Frage gestellt, ob nicht"Frieden gemaehr und 
eine KSchlußstrich• gezogen werden könnte. Wer jedoch auf die Auseinandersetzung 
mit dem Unrecht verzichte, "verliert die Gabe, politische Systeme zu unterscheiden•, 
so Akademiedirektor Prof. Dr. Heinrich Oberreuter (2. von rechts). Die bitteren Erfah­
rungen zweier Diktaturen seien nur dann nicht vergeblich, wenn wir daraus lernen. 
"Lernen setzt jedoch Auseinandersetzung voraus•, Oberreuter weiter. Herzlich will­
kommen geheißen wurde Gauck auch von Hausherrn Johann BOhm, dem Präsiden­
ten des Bayerischen Landtags, und dem Landtagsabgeordneten Dr. Walter Eykmann 
(von links). 
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Förderkreis der Akademie für Politische Bildung e.V. 

EINLADUNG ZUR MITGLIEDSCHAFT 

1988 haben einige der Akademie nahestehende Persönlichkeiten den Förderkreis der Akademie für Politi­
sche Bildung gegründet mit dem Ziel, die Bildungsarbeit der Akademie bei den Projekten fmanziell zu 
unterstützen, die nicht durch staatliche Haushaltsmittel realisiert werden können. 1. Vorsitzender des Ver­
eins ist seit Juli 1995 Oberstleutnant a.D. Gernot Abendtaus Thtzing. Der Anfang wurde 1989 mit der 
Ausschreibung eines Schülerwettbewerbs zum Thema "40 Jahre Bundesrepublik Deutschland" gemacht; es 
folgte finanzielle Hilfestellung bei der Gewinnung bedeutender Referenten für die Tagung "Demokratie und 
Nation- Ein deutsches Dilemma" sowie die Unterstützung der Expertentagung ,,Reaktorsicherheit und En­
ergiepolitik in Osteuropa" durch projektbezogene Spenden. 1995 wurde ein Publikationsprojekt durch den 
Fördedereis finanziert, 1997 ein VW-Bus. 

Wir möchten Sie herzlich zur Mitgliedschaft im Förderkreis einladen, um so den Kontakt zu vertiefen, der 
durch den Bezug der Mitteilungen oder Teilnahme an Tagungen bereits besteht. Der Förderkreis ist als 
gemeinnütziger Verein anerkannt und somit berechtigt, Spendenquittungen auszustellen. Der Mitgliedsbei­
trag beträgt DM 50.-im Jahr; die Vereinsssatzung wird Timen auf Anforderung gerne zugesandt. Über neue 
Mitglieder würden wir uns sehr freuen. 

Geschäftsstelle: 82327 Tutzing, Buchensee 1, Tel. 08158/256-0 I Fax: 08158/256-51 
Bankverbindung: Kreissparkasse Starnberg, Zweigstelle Tutzing, BLZ 700 540 80, 

Konto-Nr. 430 592 477 

--~---------~--------~--------~---

An den 
Förderkreis der 
Akademie für Politische Bildung e. V. 

82323 Thtzing 

BE~ERKLÄRUNG 

Hiermit erkläre ich meine Mitgliedschaft im Förderkreis der Akademie für Politische Bildung. 

0 Den Mitgliedsbeitrag überweise ich. 

0 Ich bitte um Übersendung einer Einzugsermächtigung. 

Naiile, Vomam.e: .............................................................................................................................................. . 

Titel, Beruf: .................................................................................................................................................... . 

Anschrift, Telefon: ......................................................................................................................................... . 

Datum., Unterschri.ft: ...................................................................................................................................... . 
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Bücher - Neuerscheinungen - Rezensionen 

Wahrnehmung der eigenen Zeit 
Das 20. Pfingstsymposium zur Zeitdiagnose 

Seit zWei Jahrzehnten hat es seinen fe­
sten Platz im Programm der Akade­
mie: Das Spnposium zur Zeitdiagnose 
unter der Ägide von Prof. Dr. Manfred 
Hättich. Zum 20. Mal fand es vom 20. 
bis 23. Mall997 in Tutzing statt, The­
ma war ,,Die Wahrnehmung der eige­
nen Zeit''. Die erste Veranstaltung die­
ser Reihe hatte 1977 das Thema "Ge­
fahren und Chancen der.Frefhelt". 
Bereits das erste Pfingstsym.posium wur­
de als Beginn eines längerfristigen Vor­
habens gesehen. Hättich erklärte damals, 
daß die Menschen- obwohl auf Kommu­
nikation angelegt- heute Babyion viel­
leicht näher als Pflngsten seien. So stehe 
im Mittelpunkt jeder Zeitdiagnose die 
Frage nach dem Sein des Menschen. 
Diskutiert wurden beim ersten Symposi­
on zur Zeitdiagnose Begriffe wie 
,,Freiheitserfahrung", die ,,Demokratie", 
die "Medien", "Technologie'~ und "Reli­
gion". Dabei blieb stets deutlich, daß 
Überlegungen zur Freiheitsbestimmung 
hinführen zu Begriffen wie Überschau­
barkeit, Orientiertheit, das Gegebensein 
von Handlungsräumen, die auch 

Entscheidungsräume bieten. Freiheit 
wurde des weiteren verstanden als Sinn­
erfüllung des Lebens, UnerfUlltsein wur­
de gleichgesetzt mit Unfreiheit. Hierzu 
gehört die Wertorientiertheit, denn ohne 
Wert ist keine Erfüllung möglich. 
Die allgemeine Diskussion zum Schluß 
dieses ersten Pflogstsymposiums bewies 
das Engagement der Tagungsteilnehmer 
und die Tatsache, daß mit jeder gefunde­
nen Antwort gleich mehrere offene Fra­
gen einhergingen, womit die Feststellung 
Hättichs in der Einladung recht behielt: 
,,zeitdiagnose ist mit einem mühsamen, 
komplizierten Zusammensetzspiel ver­
gleichbar", das Weile haben müsse und 
richtig angelegt sei, wenn es zur ständi­
gen Einrichtung werden solle. 
Die Symposien zur Zeitdiagnose wurden 
in den folgenden Jahren tatsächlich zu 
einer festen Einrichtung. Die verschie­
densten Aspekte wurden behandelt. So 
hieß zum Beispiel1994 das Thema ,,Re­
stauration der Nation?"; dabei sollte an­
gesiebt& der Diskussionen über die "Wie­
dergewinnung nationaler Identität" die 
Frage beantwortet werden, ob und wel-

ehe Art von Nationalbewußtsein tradiert 
werden soll. 
Ein Jahr später, 1995, führte das Sympo­
sium :verschiedene Erfahrungsgeneratio­
nen zusammen; der Titellautete "1945 -
1995 im Gespräch der Generationen". 
Die Teilnehmer sollten miteinander ins 
Gespräch kommen, ihre Erinnerungen 
und Urteile austauschen. 
Beim jüngsten Pflogstsymposium wur­
den nun Verfahrensprobleme der Zeit­
diagnose behandelt. Beachtet wurde da­
bei vor allem die Spannweite· von wis­
senschaftlich diagnostischen Bemühung 
bis zu alltäglichen Wahrnehmungen und 
Urteilen über die eigene Epoche: Wor­
auf stützt sich ein Urteil bei Versuchen, 
die Gegenwart zu charakterisieren? In 
welchen zeitlichen und räumlichen Di­
mensionen bewegen sich derartige Urtei­
le? Und wie läßt sich das Bedürfnis nach 
Zeitdiagnose begriinden? 
Diese Fragen beantworteten unter ande­
rem Prof. Dr. Theo Stammen, Dr. David 
Seeher sowie Tagungsleiter Hättich und 
Akademiedirektor Prof. Dr. Heinrich 
Oberreuter. 

Bücher - Neuerscheinungen - Rezensionen 

Heinrich Oberreuter, Jürgen Weber 
(Hrsg.): ,,Freundliche Feinde? Die AI­
Werten und die Demokratiegründung 
in Deutschland", Olzog Verlag, Mün­
chen 1996, 240 Seiten, 32 Mark 

Von Axel Schubert erschien im "Forum 
für Kultur, Politik und Geschichte" (Nr. 
351, November 1996) eine Besprechung 
dieses Buches: Die Herausgeber nutzen 
einen Vorteil, den Sammelbände bieten: 
Dem Leser wird ein komplexes Bild der 
Ansichten und Meinungen zum Thema 
geboten. Das Spektrum spannt sich von 
politischen, geschichtlichen Betrachtun­
gen etwa in den Aufsätzen von Karl Diet­
rich Bracherund von Alfons Söllner bis 
zu Analysen der alliierten Kriegsziele und 
deren Verwirklichung, von subjektiven 
Erfahrungsberichten (Man:fred Hättich) 
bis zur demoskopischen Suche nach Spu­
ren der nationalsozialistischen Ideologie 
im N achkriegsdeutschland. Auch wer-

den, besonders im Aufsatz von Bracher, 
der Umwälzungsprozeß in Osteuropa und 
die Osterweiterung der Bundesrepublik 
im Nachwendejahr mit dem Neuautbau 
Europas als Folge des Zweiten Weltkrie­
ges in Beziehung gesetzt, was dem Buch 
zusätzlich Aktualität verleiht. 

•.• ,.,fit"'----
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Rupert Riedl, Manue­
la Deipos (Hrsg.): ,,Die 
Ursachen des Wachs­
tums. Unsere Chan­
cen zur Umkehr", 
Verlag Kremayr & 
Scheriau, Wien 1996, 
304 Seiten, 53,80 
Mark. Mit einem Bei­
trag von Peter Hampe. 

In der Süddeutschen Zeitung vom 12.2.97 
schreibt Volker Wörl zu diesem Buch: 
Dies ist eines der interessantesten 

Wirtschaftsbücher, das in jüngster Zeit 
aufgelegt wurde. Erstaunlicherweise hat 
es bisher kaum ein publizistisches Echo 
gefunden. Eigentlich ist es nicht nur ein 
Wirtschaftsbuch, denn es setzt sich mit 
einer Problematik auseinander, die öko­
logisch, naturwissenschaftlich urid damit 
auch gesellschaftspolitisch von höchster 
Brisanz ist. Und es ist allgemeinverständ­
lich geschrieben. Die Autoren - es han­
delt sich um eine Aufsatzsammlung -leh­
nen sich an den ersten Report des Club 
of Rome "Die Grenzen des Wachstums" 
aus dem Jahre 1972, gehen aberweitdar­
über hinaus. 
Die Stärke dieses Buches liegt darin, daß 
es sich mit einer beängstigenden Proble­
matik nicht (nur) aus Ideologensicht be­
schllftigt, sondern auch nach Auswegen 
fragt. Ich verweise zum Beispiel auf das 
Kapital "Ursachen wirtschaftlicher 
Wachstumsprozesse", von Peter Hampe. 
Er kommt darin zu dem Schluß, daß sich 
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politisch, wirtschaftlich und auch gemäß 
der Naturdes von Neugier und Kreativi­
tät angetriebenen Menschen Wachstum 
aufüberschaubare Zeit nicht wird unter­
binden lassen. Daraus folgert er: ''Ratio­
naler erscheint daher der Versuch, gera­
de die menschlichen Triebkräfte zu nut­
zen und die Produktionsweisen in eine 
naturgemäflere Richtung zu lenken. 
Grundsätzlich scheint sustainable 
development (also nachhaltiges Wirt­
schaften) möglich, und zwar auch im 
Rahmen marktwirtschaftlicher 
Ordnungsformen. 

__ .... Akademiegespräche im 
Landtag: Kotov, 
Vladimir, "Machtver­
hältnisse in Rußland", 
Bayerischer Landtag, 
München 1997, 34 Seiten 

Der Band enthJI.lt den Beitrag des Mos­
kauer Professors Vladirnir Kotov zu ei­
nem Akademiegespräch im Landtag. 
Kotov sprach über Machtverhältnisse in 
Rußland- ein in den vergangeneo Mona­
ten durch den Gesundheitszustand Jelzins 
besonders aktuell gewordenes Thema. Er 
stellt die dadurch entstandenen Irritatio­
nen im In- und im Ausland dar und ver­
sucht die Frage zu beantworten, wer Ruß­
land eigentlich regiert. Dazu gehören ne­
ben der Schilderung der institutionellen 
Befugnisse des Präsidenten auch Be­
schreibungen Jelzins sowie der ihn um­
gebenden Personen. Dadurch gelingt die 
Darstellung eines facettenreichen Bildes 
der russischen Politik und Politiker. 

Wolfgang Krieger, Jürgen Weber (Hrsg.): 
"Spionage ftir den Frieden? Nachrich­
tendienste ln Deutschland während des 
Kalten Krieges", Olzog-Verlag, Mün­
chen und Landsberg am Lech 1997, 272 
Seiten, 32 Mark 

Zu diesem Buch schrieb Hans-JUrgen 
Grasemann in der Braunschweiger Zei-
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tung vom 1.3.1997: Dreizehn Autoren aus 
Deutschland, Großbritannien, Rußland, 
Frankreich und den USA haben jetzt 
Einzelstudien zur Rolle der Nachrichten­
dienstein Deutschland während des Kal­
ten Krieges vorgelegt. Die Teilnehmer der 
vom Arbeitskreis Geschichte der Nach­
richtendienste e.V. und der Akademie für 
Politische Bildung in Thtzing veranstal­
teten Wissenschaftskonferenz haben sich 
auf Exemplarisches beschränkt und der 
Versuchung einer Aufreihung spektaku­
lärer Spionagefalle und Enttarnungen 
widerstanden. 
Herausgekommen ist ein gut lesbarer 
Sammelband, in dem die Anfänge der 
westdeutschen Nachrieb tendi ens te 
(Rückblick auf die legendäre "Organisa­
tion Gehlen"), Aktionen der ostdeutschen 
Spionage im Umfeld der Bonner 
Deutschland- und Ostpolitik, die Opera­
tionen des KGB auf deutschem Gebiet, 
die Rolle der CIA, am.erikanische Gegen­
spionage in Deutschland nach dem Krieg 
sowie britische und französische Aktivi­
täten erstmals ausführlich beleuchtet wer­
den. 

Michael Piazolo: 
"Dle Europliische 
Union. Ein Ober­
blick", Akademi­
scher Verlag, Mün­
chen 1997, 142 Sei­
ten, 19,80 Mark 

Europa wächst zu­
sammen: Die euro­
päische Integration 

ist heute so weit fortgeschritten, wie man 
es noch vor wenigen Generationen für 
utopisch hielt. Doch die Entwicklung ist 
keineswegs abgeschlossen. Vielmehr ste­
hen ehrgeizige Projekte an: So zum Bei­
spiel der Euro als einheitliche Währung, 
die Neugestaltung der Agrar- und Struk­
turpolitik, der mögliche Beitritt mittel­
und osteuropäischer Staaten. Alle Anlie­
gen bedürfenjedoch der Legitimation und 

Unterstützung durch die EU-Bürger. 
Das Buch gibt Einblicke in das Funktio­
nieren der Europäischen Union. Ge­
schichtliche Entwicklung, Struktur­
prinzipien, Institutionen sowie zentrale 
Politikfelder werden dargestellt und über­
sichtlich beschrieben. 
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Heinrich Ober­
reuter (Hrsg.): 
,,Parlamentari­
sche Konkur­
renz? Landtag­
Bundestag· 
Europaparla­
ment", "Der 
Landtag als Fo-
non der poBtl­
schen Öffent­
lichkeit", Bei-

träge zum Parlamentarismus Band 9/2, 
Bayerischer Landtag, München 1996, 
178 Seiten 

In dem Band zusammengefaSt sind zwei 
Colloquien der Akademie für politische 
Bildung, durchgeführt 1996 in Bayreuth 
und in Regensburg zu oben angeführten 
Themen. Veröffentlicht werden die wis­
senschaftlichen Referate über Pariamen­
tarische Konkurrenz von Wilhelm Mößle, 
Hans Hugo Klein und Rudolf Streinz so­
wie Statements der Vertreter der Fraktio­
nen. Ein Beitrag von Landwirtschaftsmi­
nister Bocklet behandelt die Landespoli­
tik zwischen Bonn und Brüssel. 
''Was nicht in den Medien ist, ist nicht 
Wirklichkeit'', heißt der Beitrag von Hein­
rich Oberreuter zum Colloquium "Der 
Landtag als Forum der politischen Öffent­
lichkeit". Referate der Medienvertreter 
Fridolin Engelfried (Augsburger Allge­
meine), Gerhard A. Friedl (Chefredakteur 
Hörfunk, Bayerischer Rundfunk), 
Sigmund Gottlieb (Chefredakteur Fern­
sehen, Bayerisches Fernsehen) und Gerd 
Otto (Mittelbayerische Zeitung) sowie die 
Statements der Vertreter der Fraktionen 
runden das Thema ab. 


